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Kein Grund für Kriſengerüchte
Das Werben um die UNnabhängigen.

Berlin, 23. Juni. Gegenüber allen VerſuchenStimmungsmache, denen man namentlich in der ſolchen

Preſſe begegnet, hält man in unterrichteten rlamentariſchen Kreiſen daran feſt, daß parlamentariſche Lage zu
ernſten Befürchtungen keinen Anlaß gibt. Die Streitfrage
der Getreideumlage iſt mit Abſicht an den Unterausſchuß
verwieſen worden, damit dort eine Einigung erzielt wer
kann. Für eine ſolche Verſtändigung bringen die Parteien
den beſten Willen mit und unter dieſen Umſtänden wird
wohl auch ein Weg gefunden werden können. Die Löſung
der Zwangsanleihe und der Steuerfragen begegnet noch
weniger unüberwindlichen Scywierigkeiten-

Tageschronir
un Verhandlungen mit dem Garautiekomiter in

Das Aufkommen aus der r r vom Stenerausſchuß auf 60 Mill u Papiermark feſtgeſetzt.
Zur Ausführung des Friedensvertrages und zur Deckunder träge bei Eiſenbahn und Poſt bedarf das Kei

einer Anleihe von 233,3 lliarden Mark.
Die Juli Gehälter der Veamten gelangen bereits am

I Juni in Merſeburg am 26. Juni zur Aus
Dir franzöſiſche Kammer nahm die 18 monatige Dienſt

zeit an.r Fekomarſchall Wilſon wurde von zwei Jren Von parlamentariſcher Seite erfahren wir, daß die
Sozial demokratiſche Partei ſich in letzter Zeit
bemüht, die Beziehungen mit den Unabhängigen
beſſer zu geſtalten, um dieſe zu bewegen, an der Regierungs
politik teilzunehmen, damit die linken Parteien gemeinſam
einen größeren r auf die Regierung gewinnen. Die
Sozialdemokratie verfolgt dabei vor allem den Plan, wenn
es ihr gelingt, 3 Unabhängigen zur Regierungspartei zu
machen, eine Auflöſung der unabhängigen
Partei herbeizuführen und einen Uebertritt zur ſozial-
demokratiſchen Partei. Der rechte Flügel der Unabhängigeniſt bereit, die Sozialdemokratie zu unterſtützen und hat ſich
in wichtigen Fragen auch bereits z ſeiten der Regierung
De po ſtellt. Der linke el der unabhängigenPartei iſt jedoch der weit ein e und ſtärkere,
er lehnt jedes Zuſammengehen mit geren ab undſträubt ſich entſchieden dagegen, die ünab hängigen einmal
von der Sozialdemokratie auflöſen zu laſſen.

233,3 Milliarden Anleihebedarf des Reiches
20 Milliarden Fehlbetrag bei Poſt und Eiſenbahn.

Dem Reichstag Ergänzung zum Reichshaushalts-
plan zugegangen. r ordentliche W ſchließtnach der neuen Zuſammenſtellung mit rund 115,5 Milli-arden Mark in den Einnahmen und rund 93 Milliarden
Mark in den Ausgaben ab, ſo daß ein Ueberſchuß von16,5 Milliarden Mark verbleibt. Jm außerordent-
lichen Haushalt dagegen ſtehen die Einnahmen in Höhe
von rund 3,4 Milliarden Mark Ausgaben in Höhe von rund
6,9 Milliarden Marl kgegenüber, ſo daß ſich hier einFehlbetrag von etwa 3,4 Milliarden ergibt.

Verkehrsanſtalten ergeben einen Fehlbetrag von rund
20 Milliarden Mark, die durch Anleihe zu decken ſind.Die Ausführung des Verſailler Vertrags erfordert einen
Anleihebedarf von rund 210 Milliarden Mark, ſo daß ver
geſamte Anleihebedarf des Reichs ſich auf rund 233,3Mlluarven Mark beläuft.

Bei der Eiſenbahn iſt der Haushalt ins Gleiöch-
gewicht gebracht. Er ſchließt in und Ausgaben
mit 100,3 lliarden Mark ab. e ergibt ſich imaßerdrdentüchen Haushaltetat bei re Eiſenbahnverwaltung

ein Ausgabenmehr von 17,4 Milliarden Mark. Bei derPoſtver waltung halten ſich Ausgaben und Ein-
nahmen ebenfalls mit 20,8 Milliarden das Gleichgewicht,
während im außerordentlichen Haushalt ein Fehlbetrag von
2,6 Milliarden Mark vorhanden iſt. Für die beiden Ver
kehrsanſtalten zuſammen iſt bisher ein Fehlbetrag von rund
20 Milliarden Mark vorhanden.

Ein Notgeldgeſetzentwurf im Reichsrat.
dert 23. Juni. Der Reichsrat nahm den Rapallo

ma ruhigen Geldentwicklung, in denen kleinere Kurs- mit Rußland an. Mit der Abprägung von weiterentung erfolgen. Sollte in der Tat ein Markſturz ionen Mark in 10-Pfennigſtücken erklärte ſich der
eintreten, ſo iſt auch nach Anſicht des HReichsbantpräſidenten Reichsrat einverſtanden. Zur Ausprägung ſoll Eiſen benutzt

chkeit gegeben, die bisherigen ergee durchzu werden. Angenommen würde ferner ein Geſetzentwurf über

Fie Etabiliſerung des Rarkkurſes.

Unzufriedenheit des Garautiekomitees.
Unſer Berliner Vertreter erfährt zuverläſſig von maß-

gebender Seite, daß die Vorſchläge der Regierung über die
Stabiliſierung des Markkurſes der Garantiekommiſſion unge
nügend erſchienen. Infolgedeſſen hat ſich die Garantiekom
miſſion das Recht vorbehalten, nach eingehender Prüfung der
deutſchen Verhältniſſe, Vorſchläge auszuarbeiten, die eine
Stabiliſierung des Markkurſes herbeiführen können. An dem
deutſchnationalen Vorſchlag, die Zwangsanleihe teilweiſe durch
eine freie Anleihe zu erſetzen, der vom Steuerausſchuß abge
lehnt wurde, wird von dem Garantiekomitee kein Anſtoß
genommen. Es wird nur die Forderung ausgedrückt, daß das
Reich möglichſt bald in den Beſitz der durch die innere Anleihe
erwarteten Milliarde Goldmark gelangt.

Die Meldung, daß für die Verhandlungen mit demCarantiekomitee e ne Reihe von Kommiſſionen gebildet wor-
den ſeien, wird von zuſtändiger Stelle im allgemeinen be
ſtätigt. Es ſind drei n 7 gebildet worden und zwar
etne für die Einnahmen und Ausgaben, eine zweite für die
Kapitalflucht und eine dritte für die Statiſtik. Daß aeine Kommiſſion für die Feſtſetzung der ſchwebenden Schuld
ebildet worden ſei, entſpricht nicht den Tatſachen. DiePrechungen mit dem Garantiekomitee haben zum Teil be

reits am Mittwoch begonnen und brachten verſchiedene ſach
u en. ie Verhandlungen nehmen, wie amt-verlautet, ren normalen Verlauf

die Entwertung der Mark mit allen ihren Folgen
quch der „normale Verlauf“ der Erfüllungspolitik iſt, wird
man dieſen Verhandlungen mit dem Garantiekomitee eben-
falls mit dem größten Mißtrauen begegnen müſſen.)

Jn einer Beſprechung zwiſchen dem Reichsbankpräſidenten
t u. dem Reichskanzler hat der Reichsbankpräſident
erklärt, daß im Augenblick weder eine optimiſtiſche noch einepeſſimiſtiſche Auffaſſung der Valutgentwicklung am Platze
wäre. Man könne noch nicht drehen welche Ent
wicklung der Markkurs nehmen werde. Nach ſeiner Aufſſung ſei es ſchwierig oder ſogar unmöglich, in Zeiten mit

n r durch Stützungsaktien den KursMark einigermaßen ſtabil zu halten. Selbſt die größtenrfür aufgewendeten Mittel wieden nicht ausreichen, da

Aktionen nur Erfolg haben in Zeiten einer einiger

u. Es würden dann weder die Zwangszahlungen an die Ausgabe und Einführung von Notgeld. Die Vorlage
Feindbund auf die Dauer geleiſtet werden können, verpflichtet den Ausſteller, das Notgeld n Zahlungveh würde die Regierung in W ge ſein, ihr Finanzpro- ſeines Nennwertes einzulöſen. Die Neuausga zotgeldzur Valancierung des Reichshauehalte durchzu wird verboten. Der Finanzminiſter wurde aber Temaghge!

ven. r ten Angenommen wurde ſchließlich eine
Verordnung, die die Gebühren der Rechtsanwälte abermals

60 Milliarden Zwangsanleihe.
Annahme im Reichstagsausſchuß.

erhöht.
Vorauszahlung des Juligehaltes an die Beamten.

Jm Reichstagsausſchuß für Steuerfragen wurde der
deutſch natiwvnale Gegenentwurf eines Geſetzes über die

Jm Beamtenausſchuß des W ſtellte der Vor
ſitzende Abg. lerk (Dn.) die Frage, v die Regieru

gwangsanleihe abgelehnt. Eine ausführliche Debatte ent Anordnung zur ſofortigen e Juligehalts an
wann ſich darüber, ob der Betrag, den die Zwangsanleihe Regierungsrat v. now anwortete daß das Kabinett
erbringen ſoll, auf den Gegenwert von einer Milliarde Gold beſchloſſen habe, der u Beamten Rednlns zu tragen

piermark. zu laſſen. r Morat (D. Vp.) fragte, ob die ReIn der Abſtimmung wurde der Antrag BecerHeſſen gerns die gä er und Gemeln der zu gleichem
srat v.

auf 60 Milliarden Papiermark ſeſtſetzt. Ein Antrag des Abg. rte, daß der preußiſche Finanzmini An-Kahmann (Soz.) die Zwangsanleihe auf 75 Milliarden Pa- n getroffen re es ſei anzunehmen, daß die übrigen

demokraten und der Unabhängigen. Gegen den Antrag Dr.Becker Heſſ c ſtimmten die Sozialdemokraten and die ünab i e erer- e

Montag

Beamte und Ruhe tändler getroffen habe

feſtzuſetzen ſei, oder in einem entſprechenden Betrage Pa- und die Vezüge für Juli am 24. Juni auszahlen

(D. Vp.) angenommen, der das Ergebnis der Zwangsanleihe veranlaßt habe. Regieru

germark zu limitieren, fand nur die Unterſtützung der Sozial ander folgen werden.
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162. Jahrgang.

Gewerkſchaſtsbewegung

und Htaatsgeſinnung.
Ein großer Fehler der Vergangenheit der leider

auch heute noch vielfach gemacht wird war, Arbeit-
nehmer und Sozialdemokratie als ein und dasſelbe zu be
zeichnen. Als Sozialdemokrat wurde jeder angeſehen, der

en ſich einer Gewerkſchaft anſchloß, um durch dieſe ſeine wirt
ſchaftliche und ſoziale Lage zu verbeſſern. Da nun die So-
zialdemokratie den Staat und die Wirtſchaft, wie ſie ſich
geſchichtlich entwickelt hatten, ablehnte und mit den ſchärfſten
Mitteln bekämpfte, wurde den gewerkſchaftlich organiſierten
Angeſtellten und Arbeitern überhaupt die Staatsgeſinnung
abgeſprochen. Es ſoll hier durchaus nicht verallgemeinert
werden, aber es läßt ſich nicht beſtreiten, daß von vielen
Seiten in dieſer Hinſicht ſehr geſündigt worden iſt. Daß
zwiſchen Gewerkſchaft und Gewerkſchaft ein Unterſchied iſt,
daß es außer den ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften auch
noch ſolche gibt, die nicht rein materiell abgeſtimmt ſind,
ſah und ſieht man vielfach nicht. t

So iſt es kein Wunder, daß die Kluft zwiſchen den
Beſitzenden und den Lohn- und Gehaltsempfängern immer
mehr vertieft wurde. Wenn gerade die ſozialdemokratiſchen
Gewerkſchaften in den früheren Jahren einen ungeheuren
Aufſchwung nehmen konnten, ſo liegt das ſehr weſentlich an
der falſchen Einſtellung des Staates und der übrigen Volks
ſchichten gegenüber jeder gewerkſchaftlichen Regung der Ar-
beitnehmer.

War ſchon früher die Bekämpfung jeder Gewerkſchafts-
bewegung an ſich grundfalſch, ſo iſt es das heute erſt recht.
Heute ſtehen den 8,25 Millionen Mitglieder zählenden ſo
zialdemokratiſchen Gewerkſchaften bereits über 3 Millionen
von Arbeitnehmern gegenüber, die zwar ebenfalls ſich zuſam
mengeſchloſſen haben, um ihre wirtſchaftliche und ſoziale Lage
zu verbeſſern und dabei, wenn alle Stränge reißen, auch
zum Streik als dem letzten Mittel im gewerkſchaftlichen
Kampfe greifen, die aber den Jnternationalismus und den
reinen Materialismus ablehnen und ſich zum chriſtlichen
und nationalen Gedanken bekennen.

Vielfach iſt man der Meinung, daß die Arbeitnehmer
ſich des Streikrechtes begeben müßten, um ihre nationale
Geſinnung zu beweiſen. Es wird dabei jedoch vergeſſen, daß
es immer ein Ringen zwiſchen den beiden Wirtſchaftsgrup-
pen, zwiſchen Arbeitgebertum und Arbeitnehmerſchaft, geben
wird, und daß dem Arbeitnehmer, wenn alle Verhandlungs-
möglichkeiten erſchöpft ſind, nichts anderes übrig bleibt,
als in den Streik einzutreten. Natürlich darf nicht, wie
es von den ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften geſchieht, um
des Streikes willen geſtreikt werden, ſondern lediglich, um
die ſoziale und wirtſchaftliche Lage zu beſſern und auch
nur dann, wenn bei Arbeitgebern die ſoziale Geſinnung zu
wünſchen übrig läßt.

Es iſt auch nicht angängig, ſämtliche Gewerkſchaften
als Klaſſenkampf-Gewerkſchaften zu bezeichnen, wie es von
übelwollender Seite ſtändig geſchieht. Auf dem Boden des
Klaſſenkampfes ſtehen nur die ſozialdemokratiſchen Gewerk
ſchaften, während die anderen Richtungen der Gewerkſchafts-
bewegung ſich zum Gedanken der Volksgemeinſchaft bekennen.
Es iſt alſo völlig abwegig, den Arbeitnehmern, weil ſie ge
werkſchaftlich organiſiert ſind, die Staatsgeſinnung abzu
ſprechen und als Beweis dafür die ſozialdemokratiſchen Ge
werkſchaften zu nehmen, die ſich in der Anzettelung
von Streiks, in der Betonung der Not wendigkeit
des Klaſſenkampfes und in der Erziehung zum
Klaſſenhaß nicht gerade vorbildlich auszeichnen.

Gewerkſchaftsbewegung und Staatsgeſinnung ſind durch-
aus nicht zwei entgegengeſetzte Pole. Es wird Zeit, daß
die Fehler der Vergangenheit abgelegt werden und daß

man davon abkommt, die Gewerkſchaftsbewegung nach den
Sünden der ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften zu beurteilen.

Auch die Arbeitnehmer finden ſich aus den Wirren der
Revolution immer mehr und mehr auf den Boden des

ng eigenen Volkstums zurück. Den Rechtsparteien gehören be
reits Hunderttauſende von Arbeitnehmern als Mitglieder
an. Kürzlich haben ſich die auf deutſchnationalem Boden
ſtehenden Privatangeſtellten zu einem Deutſchnationalen
AngeſtelltenBund, der politiſchen Vereinigung der Privat
angeſtellten in der Deutſchnationalen Volkspartei, zuſammen
geſchloſſen, um an den Zielen der Deutſchnationalen Volks
partei, der Herbeiführung der „großen Rechten“ und an
der Ueberwindung des marxiſtiſchen Geiſtes in der Arbeiter
ſchaft mitzuarbeiten. Dieſer Zuſammenſchluß iſt gerade des
halb beachtenswert, weil die Mitglieder des Deutſchnatio
nalen Angeſtellten-Bundes faſt durchweg gewerkſchaft-
lichen Organiſationen angehören und dadurch alſo zeigen,
daß man wohl gewerkſchaftlich organiſiert ſein kann( und.
doch auf nationalem Boden ſteht. Erkenntnis ſollten
ſich die übrigen Kreiſe unſeres Volkes nicht teßen.



Sie ſollte ſie vielmehr veranlaſſen, in Zukunft den nicht
ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften gegenüber eine andere
Stellung einzunehmen als bisher. Dann wird es auch
gelingen, das Vertrauen der übrigen Arbeitnehmer zu ge-
winnen und ſie mit der Zeit auf den Boden der Volks-
gemeinſchaft zu führen.

Die neuen Löhne der Staatsarbeiter.
Jm Reichsfinanzminiſterium ſind am Mittwoch abend

die Beſprechungen über die Lohnerhöhungen für die Reichs
und Staatsarbeiter zu Ende gegangen. Für alle Ortsklaſſen
wurden e Erhöhungen vorgenommen: Für Lohn-
Taſſe J 3,70 M., für Lohngruppen II, III und IV um
3,60 M., r Lohngruppe V um 3,55 M., für n VIum 3,50 M. und für Lohngruppe VII um 3,45 rk. Die
Kinderzuſchläge wurden von 1 auf 1,20 Mark erhöht.

Das Verbot des Uniformtragens.
Berlin, 23. Juni. Der Reichstagsabgeordnete General-

leutnant a. D. von Schoch hat kürzlich an den Reichs
präſidenten ein längeres Schreiben gerichtet, in dem von
Schoch an das Gerechtigkeitsgefühl des Reichspräſidenten
appelliert und ihn bittet, das Verbot des Uniformtragens,
das als Ausnahmegeſetz gegen einen einzelnen Stand als
ſtandesverletzend empfunden würde, aufzu n. Darauf hat
das Büro des Reichspräſidenten geantwortet, daß der Herr
Reichspräſident den Reichskanzler um e und ehe
darüber erſucht hat, ob und in welcher ſe eine geſetzli
Neuregelung der Frage des Uniformtragens der verab4
M eten ngehörigen der Wehrmacht vorgeſchlagen werden

nn.

Die Länder als Gegner der Rettung der Zeitungen
Das Nachrichtenbureau des Vereins deutſcher Zeitungs-

verleger verbreitet folgende Mitteilung:.
Von unterrichteter Seite geht uns unter obiger Ueber-

r folgende Mitteilung zu: Nachdem Reichstag und
eichsregierung ſich von der Notwendigkeit überzeugt haben,

durch Maßnahmen der Allgemeinheit der wirtſchaftlichen Not
lage der deutſchen Zeitungen entgegenzutreten, nachdem ein
Geſetzentwurf, der die des Reichstages zweifel
los finden wird, im Kabinett fertiggeſtellt iſt, wird aus
rein bureaukratiſchen Erwägungen heraus von den Ländern
die ganze Aktion durchkreuzt. Da mit dem Beginn derReichstagsferien in allernachſter Zeit ein Stillſtand der Ge-

ſetzgebungsarbeiten eintreten muß, wird damit ein weiterer
Kreis von Zeitungen der Not und dem Sterben ausgeliefert.
Die geſamte deutſche Preſſe und mit ihr die Oeffentlichkeit
werden zweifellos mit aller Energie dagegen Einſpruch er-
heben, daß die Länder in Verfolgung von Sonderintereſſen
die e der Geſamtheit des deutſchen Volkes, denen eine
wirtſchaftlich unabhängige Preſſe dient, außer acht laſſen.

Berufung im Prozeß Killinger.
Die Offenburger Staatsanwaltſchaft hat gegen das frei-

ſprechende Urteil in dem Prozeß gegen Kapitänleutnant a. D.
v. Killinger Berufung eingelegt.

Stillegung der Heringsfiſcherei.

Alle Kapitäne und Steuerleute der Heringsfänger im
Unterelbe-Unterweſer- und oſtfrieſiſchen Gebiet ſind von den
Reedern entlaſſen worden, nachdem ſie einen Schiedsſpruch
des Reichsarbeitsminiſteriums über die Lohnfrage abgelehnt
hatten. Da auch die übrigen Mannſchaften entlaſſen werden
müſſen, liegt die ganze deutſche Heringsfiſcherei ſtill.

h

Lefevres Schauermärchea.
Die 18 monatige Dienſtzeit angenommen

Paris, 23. Juni. Jn der Kammer benutzte der frühere
Kriegsminiſter Lefevre die Gelegenheit der Diskuſſion über die
Militärvorlage, um erneut ſein Steckenpferd der deutſchen
Gefahr in der hohen Schule zu tummeln. Er verlangte, daß
die Dienſtzeit in der aktiven Armee auf zwei Jahre feſtgeſetzt
werde. Zur Begründung dieſes Antrages führte er aus,
Deutſchland habe die Bedingungen des Verſailler Vertrages
nicht erfüllt und Frankreich habe auch noch nicht die Armee
von 300 000 Kolonialſoldaten aufgeſtellt, die man vor zwei
Jahren verſprochen habe. Dann aber kam er auf die angeb-
liche deutſche Geheimarmee zu ſprechen und führte aus, daß
man leider nicht die ganze deutſche Artillerie zerſtört habe.
Die Kontrolle überſtieg die Kräfte der auf 400 Perſonen
beſtehenden Kommiſſionen Nollets. Weiterhin tiſchte er wie-
der das Märchen auf, daß die Reichswehr unter dem Deck-
mantel der geſtatteten 100 000 Mann in Wahrheit jährlich
250 000 Mann ausbilde. J der weiteren Ausſprache be-
kämpfte Oberſt Fabry den Antrag Lefevre und ſagte, man
dürfe nicht vergeſſen, daß Frankreich in der Beſetzung des
linken Rheinufers den größten Trumpf in der Hand habe.
Nachdem auch Kriegsminiſter Maginot ſich gegen Lefevres
Antrag gewandt hatte, wurde deſſen Antrag mit 551 gegen
neun Stimmen abgelehnt und die achtzehnmonatige Dienſt-
zeit mit 340 gegen 253 Stimmen angenommen.

Warum das Wiesbadener Abkommen
noch nicht ratifiziert iſt.

Paris, 23. Juni. Léon Bailley ſpricht im „Jntran-
ſigeant“ von den wahren Urſachen, denen die Verzögerung
der Ratifikation des Wiesbadener Abkommens und infolge
deſſen der Durchführung der deutſchen Sachleiſtungen an
Frankreich zuzuſchreiben iſt. Bekanntlich liegt das Wies-
badener Abkommen der franzöſiſchen Kammer ſeit dem
21. März zur Genehmigung vor. Bailley ſagt u. a.: der
vürokratiſche Wirrwarr, die Hintanſtellung der Jnteerſſen
des Volkes hinter die perſönlichen Znutereſſen, die perſönlichen
Feindſeligkeiten der Staatsmänner unter ſich, das ſind, klar
geſehen „die Gründe, weshalb wir von unſeren Schuldnern
noch nicht für einen Son Waren bekommen haben, während
wir auf Lieferungen im Werte von drei bis vier Milliarden
Anſpruch haben. Und da ſagt man, Frankreich ſei arm und
müſſe nach einem Ausweg aus ſeiner ſchwierigen Lage
ſuchen. Wie würde es dann erſt ſtehen, wenn Frankreich
reich wäre.

Der Mörder der Frieda Guckas.
Joſtein, 23. Juni. Der Mörder der Frieda Guckas iſt

jetzt in der Perſon eines Soldaten der hieſigen marokka-
niſchen Beſatzung ermittelt worden. Dieſer Soldat war
vor einigen Zeit wegen Geiſtesgeſtörtheit in das Mainzer
Lazarett gebracht worden. Er zeigte ſich dort verdächtig,
wurde wieder nach Jdſtein gebracht und hat nunmehr die
Bluttat eingeſtanden.

Japan nimmt das Waſhingtoner Jap- Abkommen an.

Paris, 23. Juni. Nach einer „Temps“ Meldung aus
Tokio iſt das Waſhingtoner Abkommen über die Jnſel Jap
De japaniſchen Miniſterrat wie vom Regenten ſelbſt ge-
nehmigt worden. Die Dokumente für die Ratifizierung wer
den demnächſt mit den maßgebenden Unterſchriften verſehen
nach Waſhington geſandt werden.

Feld marſchall Wilfon ermordet.
Zwei Jren als Täter.

London, 23. Juni. Der Feld marſchall Sir Henry Wil
fon wurde geſtern nachmittag auf ſeinem Landſitz bei Lon-
don von zwei Männern erſchoſſen. Wilſon kam in Khaki-
uniform von einer Kriegerdenkmalsenthüllung. Beim Aus-
ſteigen aus der Kraftdroſchke ſchoſſen zwei junge Jren auf
ihn. Er bückte t lief ſchnell die Stufen zu ſeiner Haus-
tür hinauf, erhielt aber den tödlichen Kopfſchuß, ehe er
die Tür aufgeſchloſſen hatte. Die Täter flüchteten ſchießend,
wobei drei o und ein Ziviliſt ſchwer verwundet
wurden. Ein Ppoliziſt verſtarb bereits. Wilſon war ſchon
ſeit einiger Zeit unter polizeilichem Schutz, da ein Anſchlag
befürchtet würde. Die Mordtat erregt ungeheures Auf-
ſehen. Die Mörder wurden verhaftet, ſie heißen Connelly
und Mehrien.

Altimatum der öſterreichiſchen Bauern.

Wien, 23. Juni. Die mit ſo groſtem Optimismus er
wartete Regierungsaktion zur Unterſtützung der deutſch-
öſterreichiſchen Finanzen iſt am Donnerstag aufs ſchwerſte
gefä det worden durch einen Beſchluß des chriſtlich-ſozialen
Reichsbauernbundes, der den Bundeskanzler Prälat Seipel
ſowie den Finanzminiſter Segurd desavouiert und ihnen ein
Ultimatum geſtellt hat. Die von dem Finanzminiſter an
gekündigte Geſetzesvorlage über eine Zwangshypothek auf
den Goldwert des Grundbeſitzes ſei in dieſer Form un-
annehmbar und wenn auch die Landwirtſchaft herangezogen
werden ſoll, ſo könnte dies nur dann geſchehen, wenn das
mobile Kapital gala ſchä beſtenert werde und wenn
weiter die Be chen Errungenſchaften aufgehoben wür-
den, d. h. die Arbeitsloſenunnterſtützung und der Achtſtunden
tag. Falls die Regierung nicht dieſe Bedingungen erfüllt,
werde der Reichsbauernbund ſeinen beſonderen Vertreter,
den Landwirtſchaftsminiſter Bachinger, aus dem Kabinett
herausnehmen.

Sodann hat die Bezirksunion, die 10 000
und Telephonangeſtellte umfaßt, nach mehrtägigen rhand
lungen mit der Regierung den Beſchluß gefaßt, noch eine
letzte Friſt zu gewähren. Falls aber bis zum heutigen

reitag ihre Forderungen Gcht bewilligt werden, ſoll in den
treik eingetreten werden

Auf dem Effektenmarkte macht ſich bereits wieder be-
trächtliche Nervoſität bemerkbar und am Donnerstag, dem
freien Börſentage, waren ſowohl Valuten wie Effekten wie-
der in ſtarker Steigerung begriffen.

Aus Stadt und Umgebung
Helfer für das Kinderfeſt!

Spielkundige Helfer und Helferinnen, die bereit ſind,
beim Kinderfeſt mitzuwirken, werden gebeten, ſich am
24. d. M., nachmittags von 46 Uhr im Rathaus, Zimmer
Nr. 24, einzufinden.

Schröder-Stiftung.
Zufolge letztwilliger Anordnung der Erblaſſer, Ge-

ſchwiſter Schröder ſollen alljährlich am 9. Juli aus der
von dieſen errichteten Stiftung Unterſtützungen von
mindeſtens 50 Mark an ſolche bedürftige Einwohner hieſiger
Stadt, denen keine öffentliche Unterſtützung zu gewähren
iſt, verteilt werden. Geſuche um Bewilligung einer ſolchen
Unterſtützung ſind bis zum 30. dieſes Monats im Rat-
haus eine Treppe, Geſchäftszimmer 10b mündlich oder
ſchriftlich zu ſtellen.

Probe-Alarm der Feuerwehr.
Geſtern abend kurz vor 7 Uhr ertönte vom Turme der

Stadtkirche und durch ſchrilles Pfeifen der Sirenen in den
r größeren Fabriken Feueralarm, der eine gewiſſe

eunruhigung unter unſeren Einwohnern brachte, trotzdem
es ſchon im Voraus genügend bekannt war. Dieſer Alarm
galt der hieſigen Freiwilligen- und Pflichtfeuerwehr, die zu
einer Geſamtübung zuſammengerufen wurden. Schnell waren
die Mannſchaften, faſt vollzählig, zur Stelle. Als Brand-
objekt hatte man die hieſige Engelhardt- Brauerei gewählt.
Raſch und ſicher wurden die für jede Abteilung der Feuer-
wehr beſtimmten Gebäude, ſofort nach Eintreffen am Brand-
herd in Angriff genommen, und man kann im Ernſtfalle
gewiß ſein, daß unſere Wehr ebenſo entſchloſſen eingreift,
wie ſie es hier bei dieſer Geſamtübung gezeigt hat. Nach
Schluß der Uebung hatte es ſich die Engelhardt- Brauerei nicht
nehmen laſſen, die Feuerwehrleute mit einem Gläschen
ihres „köſtlichen Naßes“ zu bewirten

Schwerer Unglücksfall.
Die Unſitte einen fahrenden Zug zu beſteigen, hat

wieder einmal ſchwere Folgen gebracht. Kürzlich beſtieg eine
Arbeiterfrau aus Halle, die in dem Leunga-Werk beſchäftigt
iſt, auf dem Bahnhof Leuna den von Weißenfels hereinfahren-
den Zug. Um ſich möglichſt ſchnell Sitzgelegenheit zu ver-
ſchaffen, ſprang ſie mit großer Haſt auf den noch fahrenden
Zug, kam hierbei aber zu Falle und zog ſich recht ſchwere
Verletzungen an den Beinen zu, ſo daß ſie fortbefördert
wurde und ärztliche Hilfe ſogleich nötig war. Jmmer wieder
muß davor gewarnt werden, fahrende Züge zu beſteigen

Holländiſcher Beſuch in Merſeburg.
Eine holländiſche Reiſegeſellſchaft, beſtehend aus 50

Landwirten aus der Provinz Zeeland, berührte geſtern
unſeren Kreis auf der Reiſe zu der in dieſen Tagen in
Nürnberg ſtattfindenden Ausſtellung der Deutſchen Land-
wirtſchafts geſellſchaft. Es wurden von ihnen die Verſuchs-
wirtſchaft Lauchſtedt, die vor dem Kriege prämiierte Wirt
ſchaft des Herrn Friedrich Frauendorf, Knapendorf, dis
hieſige Land wirtſchaftliche Schule und die Saatgutwirtſchaft
des Herrn v. Rein in Osmünde bei Gröbers beſichtigt.
Die Rundfahrt erfolgte in Halleſchen Automobilen und ge-
währte den Teilnehmern einen guten Ueberblick über die
landwirtſchaftliche Kultur unſeres Kreiſes.

Arbeitsüberbüroung in Merſeburg.
Der Regierungs präſident an Abg. De lius.

Wiederholt hat der Reichstagsabgeordnete Delius ſich
bei der Regierung in Merſeburg, die beſonders mit den
Berechnungen der Gehaltsbezüge der Lehrer im Rückſtande
iſt, verwendet und um Beſchleunigung der Arbeiten gebeten.
Jetzt hat der Regierungspräſident auf eine weitere Be
ſchwerde des Abgeordneten über die Wohnungsmiet-
anrechnung folgende Antwort erteilt:

„Auf das gefällige Schreiben vom 3. v. M. danke ich
Jhnen ergebenſt für die Anregung, die Sie wegen der
beſchleunigten Regelung der Wohnungsmietanrechnung der
Volksſchullehrer gegeben haben. Niemand kann mehr wie
ich und die Schulabteilung der Regierung bedauern, daß die
Ausführung des Dienſteinkommengeſetzes und die Regelung
der Gehalts- und Penſionsbezüge nicht in der Schnelligkeit
erfolgen kann, wie ſie den berechtigten Jntereſſen der Be
teiligten entſprechen würde. Aber die Verhältniſſe ſind
mächtiger wie wir. Die geringe Zahl der Büro-(Rechnungs-)
Beamten erlaubt es nicht, daß mehrere der großen Aus-
führungsarbeiten nebe neinander in Angriff genommen

Augenblicklich iſt auf Anweiſung des Herrn Finanzminiſters
die Schulabteilung damit beſchäftigt, die Umrechnung der
Verſorgungsbezüge der Ruheſtändler und Hinterbliebenen
feſtzuſtellen, was vorausſichtlich bis Ende dieſes Monats
elingt. Danach muß unter allen Umſtänden das Jahresſoll
ür alle Lehrerſtellen (ea. 5000) berechnet werden. I

leicht iſt es möglich, gleichzeütig die Ermittlungen der an
die Lehrer zurückerſtattenden Differenzbeträge der Woh-
nungsmiete in Angriff zu nehmen. en o errg
der Lehrer z dieſem Zweck iſt bereits mit dem rſitzenden
des Bezirkslehrerrats Rückſprache genommen worden. Eine
zeitliche Garantie für den Abſchluß dieſer Arbeit kann
e ings aus den vorerwähnten Gründen nicht gegeben

erden.
Wer nicht mitten in dieſen Arbeiten ſteht, dann ſich

von ſeinem Uebermaß keinen Begriff machen. Die Ueber

ſteigert, daß fortwährend das Büro der erfahrenen Rech-
nungsbeamten durch ſchwere und langda de Erkrankungen
dezimiert wird, wodurch Lücken ein n, die durch die
angenommenen Lehrerhilfskräfte nicht ausgefüllt werden

können. v Rohrſcheidtvon ohrſchesugl, beurlaubten Reg.Präfidenten.“

Vervierfachunz der Teurungszuſchüſſe für Monat Juli 1922

Wegen der weiteren Zunahme der Teuerung werden
die Sätze der Puerunges n die nach den Erlafſfenvom 1. und 7. Dezember 1921 für den Mönat Juli 1922
zu zahlen ſind, für die Rentenempfänger, deren regelmäßiges
Einkommen ohne die Verſorgungsgebührniſſe die jeweili
Höchſtſätze der Erwerbsloſenunterſtützung nicht über t,
vervierfacht. Für Rentenempfänger, deren Einkommen
dieſe Höchſtſätze um nicht mehr als die eüberſteigt, werden die Sätze der Teuerungszuſchüſfe ver
doppelt.Beſchädigte, die eine Rente vo weniger als 50
v. H. beziehen (Leichtbeſchädigte), und erwerbsfähige Witwen
können auf Antrag vom 1. Juli 1922 ab ebenfalls
Teuerungszuſchüſſe erhalten, wenn ſie trotz
eifrigen eigenen Bemühens und trotz der fern
Fürſorgeſtelle eine regelmäßige Erwerbstätigkeit nicht n
aufnehmen können und wenn ſie neben der Rente keiu
Einkommen (aus Arbeit, Kapitalzinſen, Penſionen uſwH
haben, das die jeweiligen Höchſtſätze der Erwerbsloſenunter-
ſtützung um mehr als die Hälfte überſteigt.

Es erhalten monatlich,
a) wenn das ſonſtige Einkommen (ohne die Verfor

gungsgebührniſſe) die jeweiligen Hbchſtſätze der Erwerbs
loſen Unterſtützung nicht überſteigt: Leichtbeſchädigte
360 M., und außerdem, wenn ſie für nder zu ſorgert.
haben, für jedes Kind einen Zuſchuß von 120 M.; erwerbs-
fähige Witwen 320 M.

b) wenn das ſonſtige Einkommen (ohne die Verſorgungs-
gebührniſſe) die jeweiligen Höchſtſätze der Erwerbsloſen
unterſtützung um nicht mehr als die Hälfte überſteigt
Leichtbeſchädigte 180 M. und außerdem, wenn ſie für Kinder
zu ſorgen haben, für jedes Kind einen Zuſchuß von 60 M.
Erwerbsfähige Witwen 160 M.Die Vorſchriften des Erlaſſes vom 1. Dezember 1921
finden entſprechend Anwendung. Die Teuerungszu-
ſchüſſe können danach auch Empfängern eines Ueber
gangsgeldes und Empfängerinnen einer Witwenbeihilfe ge-
währt werden; ſie werden durch die zuſtändige
Fürſorgeſtelle gezahlt. Dienſtzeitrentenempfängen
(Kapitulanten) und Perſonen, auf die das Penſionsergän-

zungsgeſetz vom 21. Dezember 1920 Anwendung findet
können die Teuerungszuſchüſſe nicht erhalten.

Zu allen Zahlungen von Teuerungszuſchüſſen find
Lohnbeſcheinigungen der Arbeitgeber unbe-

dingt vor zulegen. Die Zahlungstage werden noch
beſonders bekannt gegeben. v

e a e D.
Gitung des Propinzial- Ausſchuſſes Die Provinziaglgenern

für 1922.

h. Der Provinzialausſchuß hielt am vergangenen
Mittwoch eine Sitzung ab, in der er ſich mit der ihm vom
Vorlage betreffend Aenderung der Satzung der Provinzial
Lebensverſicherungsanſtalt der Provinz Sachſen befaßte. Um
eine beſſere Ausnutzung der bisher als reine Provinzial
anſtalt betriebenen Verſicherung zu ermöglichen, ſoll eine

Zuſammenlegung mit dem Giroverbande der Sparkaſſfen erx-folgen. Der rovinzialausſchuß wird im Gegenſatz zum
Landtage mit großer Mehrheit der Satzungsänderung zu
ſtimmen. Ferner erteilte der Provinzialausſchuß in Ueber
einſtimmung mit der Stellungnehme des Eletrizitätsaus-
ſchuſſes die Zuſtimmung zu Kapitalserhöhungen und Ueber
nahme von Darlehnsbürgſchaften. Bei der Landelektrizität
G. m. b. H. in Halle ſollen Aktien in Höhe von 6,5
Millionen Mark erworben und bis zu 55 Millionen Mark
Zinsgarantie übernommen werden, das Gleiche bei der Ueber
landzentrale Südharz in Bleicherode (1,96 Millionen Mark
Anteilerhöhung und bis zu 16 Millionen Mark Darlehns-
bürgſchaft). Eine Beteiligung an dem Elektrizitätsunter-
nehmen wurde abgelehnt. Dem Verbande mitteldentſcher
Verkehrsvereine wurde zur Herausgabe eines Führers durch
die bedeutſamſten Orte der Provinz eine Beihilfe von 2500
Mark gewährt. Zur Jſolierung des Röntgenzimmers inder Landesfrauenklinik in Erfurt wurden die erforderlichen
Geldmittel bewilligt. Jm weiteren Umlauf der Sitzung hatte

der Ausſchuß den vorläufigen Verteilungsplan über
die von den Stadt und Landkreiſen der Provinz Sachſen
im Rechnungsjahr 1922. aufzubringenden Provinzial-
ſteuern aufgeſtellt. Es iſt ein

Geſamtbetrag von 182 6146 228 Mark

umzulegen und zwar unter Zugrundelegung des umlage-
fähigen Realſteuerſolls für 1921. Von dem vorläufigen Ver-
teilungsplan haben Halle 13 548 628 Mark, Magde-
burg 26209693 Mark, Erfurt 10207348 Mark an
Provinzialſteuern zu leiſten. Der Verteilungsplan für die
einzelnen Stadt und Landkreiſe im Regierungsbezirk Merſe
burg iſt folgender: Bitterfeld 5163747
Delitzſch 4 224 509 Mark, a Rarter 2109 393 Mark,
Eisleben (Stadt 1259 801 Mark, Mansfelder Seekreis
4 122 398 Mark, Mansfelder Gebirgskreis 3 186 941 Martk,
Liebenwerda 2077163 Mark,

Merſeburg (Stadt) 1 348 575 Mark,
Merſeburg (Land) 4033 021 Mark,

Naumburg (Stadt) 1870 402 Mark, Naumburg (Land)
859 664 Mark, Querfurt 4148 237 Mark Saalkreis
4 233 908 Mark, Torgau 2 073 904 Mark, Weißenfels (Stadt)
2 174 772 Mark, Weißenfels (Land) 3 399 192 Mark, Witten
berg (Stadt und Land) 3884 895 Mark, Zeitz Stadt
2030 131 Mark, Zeitz (Land) 1867 758 Mark. Auf die

MagdeburgRegierungsbezirke verteilt entfallen:
76 186 245 Mark, Merſeburg 73 482 744 Mark, Erfurt
29 947 287 Mark.

werden. Sie müſſen daher notgedrungen nach einander
folgen, was naturgemäß außerordentlich viel Zeit raubt.

bürdung wird noch dadurch bis zur Unerträglichkeit ge

Prvovinziallandtag zur endgültigen Erledigung übertragenen,

ren
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Der Evangeliſche Männer- und Jugendverein
hielt am Donnerstag abend ſeine ſtark beſuchte Mitglieder-
verſammlung ab. Es handelte ſich ja um etwas Entſcheiden-
des: um Neuwahl eines erſten Vorſitzenden nach dem Tode
des bisherigen Vereinsleiters. Herr Klos widmete als zweiter
Vorſitzender dem entſchlafenen Herrn Paſtor Werther herz-
liche Worte der Treue und Trauer, und nahm dann als
neue Mitglieder in den Verein auf die Herren heben
Graf, Mikley, Ehrentraut und Nowack. Die eigentliche Wah
fand unter dem Vorſitz von Ken Hübner ſtatt. Es wurde
einſtimmig Herr Klos zum erſten Vorſitzenden gewählt, und
ebenſo als drittes Mitglied in den geſchäftsführenden Vor-
ſtand Herr Baßenge. Jn den erweiterten Vorſtand trat dur

ettelwahl Herr Walther Schliephake ein. Der Vorſitz ruht
n den Händen von Männern, die dem entſchlafenen Paſtor

Werther in jahrelanger treuer Arbeit zur ite geſtanden
haben, und ſie ſich ihm verantwortlich fühlen für das Werk,

das er uns s hat. An den r agen oder alten, wird es nun liegen, dem neuen Vorſtandine ſchwere Aufgabe lieb zu mag und wo möglich zu
erleichtern. Mit
der BVerein.

Letzte Bepeſchen
Ergebnisloſe Beratungen üher die Getreideumlage

Sämtliche Anträge und die Regiernngsvorlage-
abgelehnt.

ſchuß für Volksernährung ſetzte heute ſeine Beratungen d

8 Enthaltungen abgelehnt.
kraten auf Erhöhung der Umlage auf 41 Millionen Tonne

urde auch abgelehnt, ebenſo der Antrag der Rechten au

lionen Tonnen. Schließlich wurde die Regierungsvorla

timmen unter Stimmenthaltung von Mitgliedern des
Zentrums und der Demokraten.

Zur Trauerkundgebung.
fordern folgende Parteien und
ur Teilnahme an der am Sonntag ſtattfindenden Trauer
ndgebung: Deutſche Volkspartei, Deutſchnationale Volks-
tei, der Stahlhelm, die Merſeburger Kriegervereine, die
erſchleſier und der Sportverein 99.

Deutſcher Rentnerbund. Am Donnerstag, 29. Juni,

Berlin, 23. Juni. (Eig. Drahtber.) Der Reichstagsaus-

Geſetzentwurfes über vie Getreideumlage fort. Der Antrag

der freien Wirtſchaft wurde mit 10 gegen 10 Stimmen bei
Der Antrag der Sozialdemo-

I Millionen Tonnen und der Antrag Heim auf 2 Mil-

auch abgelehnt. Die Ablehnung erfolgte mit 11 gegen 11

Die Sitzung wurde abge
brochen, um für Verhandlungen unter den Regierungspar-

Streik in dem Saale-Elektrizitätswerk.
Rüudolitadt, 21. Juni. Die Belegſchaft des Saale

Elektrizitätswerks trat in den Streik. Rudolſtadt und Saal-
feld ſind ohne Licht.

Tragiſcher Tad.
Prag, 21. Juni. Nach einer Meldung des „B. T.“Prag J ch Wert

eine
Weil

P

eimatſtadt zu ſterben. Jn ſeinem m en i

Devifen ſchwankend, ſpäter befeſtigt.

Verlin, 22. Juni. Der Markt der Deviſen und fremden
ſtand im Zeichen ſtarker Schwankungen. Der

ollar, der vormittags einen Preisſtand von 330 Mark
erreicht hatte, fiel bei Beginn der Börſe auf 325 Mart
urück, um bald darauf bis auf 321 M. nachzugeben. Dieſer

ung folgten auch die wer Zahlungsmittel. Die
Abſchwächung wurde ſchließlich wieder durch eine Befeſtigung

Nabgelöſt. Kurz vor 2 Uhr ſtellte ſich der Dollar auf 327 M.
en 5 r nachm. wurden gehandelt: Kabel NeuyorkZ 328, don mit 1455, Holland mit 12 675 M.

findet im Tivoli eine Mitgliederverſammlung ſtatt. Tages-
ordnung im heutigen Anzeigenteil.

Hausbeſitzer.
ſchlößchen Verſammlung.

Eingeſandt
„Wer iſt an den hohen Fleiſchpreiſen ſchuld

Am 21. J

76 Mark,

jedenfalls 76

überzeugen und fand auch den Preis für ein Pfund Mett-
wurſt auf der Preistafel mit 76 Mark verzeichnet. Jm Laden

noch der „alte Preis“ ſei.
Jch ging nun ſofort mit dem iungen Mann zur Flei-

ten 4 Mark zurück,
Meine Aeußerung, daß man an dieſem

perge und forderte die zu viel gezah
ie ich auch erhjelt.

Vorkommnis ſähe, wie die Preiſe gemacht würden und
wer ſie mache, wurde mir wörtlich mit „da müſſen Sie zu
den Bauern gehen und ſich beſchweren!“ geantwortet.

Jn der Zeit von dem Verlaſſen des Ladens durch den
jungen Mann bis zu meiner Rückkehr etwa 5 Minuten

von der gleichen Schlachtung ſtammt, kommt mir unwill-
kürlich die Frage:

„Wer iſt an den hohen Fleiſchpreiſen ſchuld
Freuen würde ich mich, wenn das Finanzamt hiervon

ebenfalls Notiz nähme.
Franz Hahndorf.

—2

Aus Kreis und Vachbarkreiſen
Raubüberfall.

Halle, 23. Juni. Jn der letzten Nacht gegen 4 Uhr
wurde in den Anlagen am Waſſerturm in der Magdeburger
Straße ein auswärtiger Kaufmann in bewußtloſem Zuſtande
aufgefunden.
und das Bewußtſein wieder erlangt hatte, gab er an, von
zwei Männern und einer Frau überfallen und beraubt wor-
den zu ſein. Ermittelungen nach den Tätern ſind aufgenom-
men.

Wieder ein räubiſcher Neberfall.
Halle, 22. S Schon wieder iſt auf einen Kaſſenboten

ein erfolgreicher Ueberfall verübt worden. Jn der Nähe von
Sollſtedt überfielen zwei mit Revolvern bewaffnete Räuber
den Kaſſenboten der Gewerkſchaft Schmidtmannshall, als er
etwa eine halbe Million Mark Löhnung von dem Verwal-
tungsgebäude nach dem 10 Minuten entfernten Schacht
bringen wollte. Den Räubern fiel der ganze Betrag in die
Hände.

r r r v Diebſtahl
Papitz, 21. Juni. Dem hier wohnhaften Pfleger Eiſer-

mann iſt in der Nacht zum Sonntag ſein ganzer Hühnerbe-
ſtand geſtohlen worden.

Kleine Tagesnachrichten.

Halle a. S. Nach Mitteilung des Landwirtſchaft-
lichen Tarifamtes Sachſen-Anhalt wird es ſofort nach Be-
kanntwerden des Preiſes für das Umlagegetreide in Ver-
handlungen über eine Lohnerhöhung für die Landarbeiter
eintreten. Die dann zu beſchließenden Zulagen werden rück-
wirkend ab 25. Juni gezahlt werden. Arnſtadt in
Thüringen. Eine ans Familie erkrankte nach Genuß ver-
dorbenen Käſes. ie Ehefrau iſt bereits nach dreitägigen
Qualen geſtorben. Niederorſchel. Der Blitz ſchlug
hier in eine Gruppe Schulkinder und tötete einen Knaben
auf. der Stelle, verletzte zwei weitere ſchwer, zwei andere
leichter. Buttſtädt. 890 rohe Hamſterfelle, 127 Maul-
wurfsfelle und einige Jltisfelle wurden einem hieſigen
Kürſchnermeiſter geſtohlen. Hettſtadt. Durch ein Auto
überfahren und wer verletzt wurde hier das ſechsjährige
Töchterchen des Bergmanns Bielert. Könnern. JnTrebitz ertrank beim Pferdeſchwemmen in der Saale der
17jährige Wirtſchaftslehrling eines Gutsbeſitzers. Er hatte
einen Hufſchlag erhalten und war ins Waſſer gefallen.
Volkmeritz bei Wettin. Totgefahren wurde durch ein
mit en beladenes Laftauto der 70 jährige Mann,
der offenbar beim gen von dem zur Heimfahrt be-nutzten Gefährt verunglückt iſt. Srahfurt Ertrunken

Am Freitag nächſter Woche im Strand-

ark koſten würde, obwohl meine Frau geſtern
noch 72 Mark bezahlt hätte. Der junge Mann wollte ſich vor
dem Betreten des Ladens von der Richtigkeit meiner Angaben

In der Klinik, wohin er gebracht worden war

Der heutige Dollarſtand.

heute vorbörslich 329. 331, um 12 Uhr 33012.

Eine Mahnung Lloyd Georges an Frankreich.
London,

klärte im Unterhaus, daß ſich die engliſche Regierung keines-

des Krieges an andere Staaten

recht erhält, ſolan Amerika darauf beſteht,
ſchreibungen von ſeinem Guthaben vorzunehmen.

Eine Beſprechung zwiſchen Lloyd Georg

und Schanzer. e
der Außenminiſter Schanzer eine perſönliche Beſprechun

J Z. Ränberromantik an der Memelgrenze.
Memel, 23. Juni.

22 wurden gefangen,
en. Die über die lettländiſche Grenze Entkommenen

verſchanzten ſich in den undurchdringlichen Wäldern Süd-
weſtkurlands, wo ſie ihr Mordhandwerk fortfetzten.

im Süden der Stadt zerniert.
m

iſt im Mühlgraben der 12 jährige Erich Schulz beim Baden.
Eisleben. Der Benzintank eines großen Schupoautos

explodierte bei Kelbra. Zwei Eisleber Chauffeure ſind ſchwer
verbrannt. Das Auto war auf einer Streife.

Aus Provinz und Reich
Schweres Unglück bei der Schupv.

Eisleben, 22. Juni. Auf einer Streife der Schutz
polizei der Hundertſchaft Sangerhauſen, die Polizeileutnant
Stille mit 15 Beamten in der Nähe von Eisleben unternahm,
eriet ein Kraftwagen in Brand. Als die Beamten mit
paten und Schaufeln Sand auf die Brandſtelle warfen,

explodierte plötzlich der Benzintank mit 18 Liter Jnhalt.
Acht Beamte wurden ſchwer und drei leichter verbrannt
Mittels aus der Nähe herangeholter Kraftwagen wurden die
Schwerverletzten in die Krankenhäuſer in Sangerhauſen und
Eisleben gebracht.

Raubmord an einem Oberhofer Kurgaſt.
Oberhof, 22. Juni. Am Mitwochabend gegen

Uhr iſt, etwa 10 Minuten von Oberhof entfernt, auf dem
Wege von Oberhof zum Veilchenbrunnen der Fabrikant
Franz Nieſcher aus Chemnitz von zwei Unbekannten ermordet
worden. Nieſcher befand ſich mit Frau und Tochter auf einem
Spaziergange, als plötzlich die beiden Verbrecher aus dem
Walde hervorkamen und unter Rufen „Geld oder Leben!“
die Auslieferung ihrer Wertſachen forderten. Als der An-
gegriffene, ein ſchon älterer Herr, ſich zur Wehr ſetzen
wollte, wurde er von dem einen der beiden Unbekannten durch
drei Piſtolenſchüſſe in die Bruſt zu Boden geſtreckt.

Moskau Berlin ohne Zwiſchenlandung.
F BVerlin, 21. Juni. Eine glanzvolle Flugleiſtung voll

brachte in den letzten Tagen ein deutſches Flugzeug. Ein
deutſcher ſtieg früh ſechs Uhr in Moskau mit dem
ruſſiſchen Vertreter in Berlin Kreſtinski und deſſen Gefolge
auf und landete ohne jegliche Zwiſchenlandung abends 9,25
Uhr auf dem Flugplatz Staaken bei Berlin. Es iſt dies eine
Leiſtung, die in der ſchichte des Flugzeugs einzig daſteht.
Der Flug dauerte fünfzehn Stunden zwanzig Minuten über
eine Strecke von rund 1800 Kilometer. Das Flugzeug
mußte den über Königsberg nehmen, da es nicht
über den polniſchen Korridor fliegen wollte, anderenfalls
wäre die Strecke nur 1600 Kilometer geweſen.

7 u

BVerlin, 23. Juni. (Eig. Drahtber.) Der Dollar notierte

wegs damit einverſtanden erklären könnte, mit Rückſicht auf
die engliſchen Steuerzahler, daß die von England während

egebenen Vorſchüſſe irgend-
wie herabgeſetzt werden. Die ſchwere Steuerlaſt, die ſchon

Jietzt auf uns laſtet, macht es notwendig, daß auch England
ſeine Forderungen Frankreich gegenüber n

ne

23. Juni. (Eig. Drahtb.) Lloyd George er-

Mailand, 23. Juni. Nach dem „Topolo d'Jtalia“ wird
mit dem engliſchen Miniſterpräſidenten Lloyd George haben.

Von
Libau iſt lettiſches Militär abgegangen und hat alle Wälder

Die Mark in Neuyork unverändert.
Die deutſche Mark notierte geſtern in Neuyork um

10 Uhr vorm. 0,38 0,3014 cts. Dieſer Kurs entſpricht
einem Dollarſtande von rund 328 Mark. Der Schlußkurs
des Vortages war 0,30

Effektenmarkt luſtlos.

Die vollkommene Unſicherheit am Deviſenmarkt ver-
anlaßte auch am Effektenmarkt wieder ſtarke Zurückhaltung.
Die Kursgeſtaltung war recht geteilt, immerhin überwogen
aber leichte Kursbeſſerungen, da die Situation des Geld
marktes wieder etwas freundlicher geworden iſt. Viel be-
merkt wurde die von deutſcher Seite abgegebene Erklärung,
daß für Deutſchland eine Anleihe in allernächſter Zeit
unbedingt notwendig ſei. Bei außerordentlich ſtillem Ge-
ſchäft kennzeichnete ſich die Geſamttendenz des Effekten
marktes als etwas freundlicher. Zu der leichten Zuverſicht,
die ſich wieder vorwiegend in der Kursgeſtaltung kenn-
zeichnete, trugen auch Nachrichten aus der Induſtrie bei,
nach denen über eine Beſſerung der Lage berichtet wird

Am Rentenmarkt war die Haltung im allgemeinen
ſchwächer. Von ausländiſchen Renten waren ſpeziell Türken
und auch Ungarn niedriger, nur unifizierte Türken konnten
eine weſentliche Kursſteigerung (plus 115 erzielen. Mexi
kaniſche Anleihen waren ebenfalls nicht unbeträchtlich im
Kurſe gebeſſert.

Unter den heimiſchen Renten waren 4prsz. Reichs
um 0,1290 und Jproz-anleihen um 0,75 3proz.Reichsanleihe um 2, 25 ſowie 3proz. Konſols um 0,50

niedriger, während 4proz. Konſols um 100 und 31proz.
um 0,12 o anziehen konnten.

Der Markt der unnotierten Werte lag gleich
alls im Zeichen vollkommener Geſchäftsunluſt. Benz ſtellten

auf 440, R. Wolf auf 630, Stoewer 360, Gerade
uto 275, Gerade Motoren 200, Laſtauto 210, Halbach

365, Hanſa-Lloyd 230, Stock K Kopp 190, Kabel Rheydt
510, Berlin-Burger 345.

Jm weiteren Verlauf der Börſe blieb die Geſchäfts
Krottingen an der memelländiſch-litauiſchen Grenze tauchte ftätigkeit zwar luſtlos, die Haltung wurde aber allgemein

welche ganze BeFfeſter, ausgehend vom Montanaktienmarkt, wo Oberbedarf

Die Stimmung auf dem Saatenmarkte
zeigte ſich für alle Sämereien feſt, obgleich der Wert der
Mark zunächſt ſich beſſerte, um ſich erſt in den letzten

agen der Woche merklich zu verſchlechtern. Die Preis
kgdning ergriff nicht ſo ſehr die Hülſenfrüchte, Lupinen,

cken uſw., da dieſe Saaten ſchon eine ziemlich hohe Preis-

lage durchgeſetzt hatten, vorund

ſind die
nicht günſtig. ntät: Rotklee 3600—5400, Weißklee 4200-
klee 3200—4400, Jnkarnatklee 2100--4600, Gelbklee 1200—
1500, blaue Luzerne 3500—4200, italieniſches Wieſen-
ſchwingel 4000--4800, Kammgras 14000-17 000, gelbe
Lupinen 725--770, blaue Lupinen 580--660, Senf 2000
bis 2300, Spörgel 2000—2350 alles in Mark, ab Berlin.

Leipziger Schlachtviehmarkt.
Leipzig, Juni. Auftrieb: Rinder 166, Ochſen

Bullen 38, Kalben 22, Kühe 77, Kälber 663, Schafe
Schweine 737, zuſammen 1793. Preiſe für einen Zentner
Lebendgewicht: Ochſen: 1. Klaſſe 3000- 3200, 2. Klaſſe
2700--3000, 3. Klaſſe 2300—2700, 4. Klaſſe 1800--230.
Bullen: 1. Klaſſe 2600-2700, 2. Klaſſe 24002600, 3.
Klaſſe 2000——2400, 4. Klaſſe 1800-2000. Kühe (Kalben):
1. Klaſſe 3000--3200, 2. Klaſſe 3000-3100, 3. Klaſſe
2400 3000, 4. Klaſſe 1800—-2400, 5. Klaſſe 1000--1800.
Kälber 2. Klaſſe 3000-3100, 3. Klaſſe 2500--3000, 4.Klaſſe 1500—2500. Schafe: T. Klaſſe 26002700, 2. Klaſſe
2000—-2600, 3. Klaſſe 10000—-2000. Schweine: 1. Kla
5200——5300, 2. Klaſſe 5300——5350, 3. Klaſſe 4900 5200,
4. Klaſſe 4300—4900, 5. Klaſſe 4300--4900 Mark. Aus-
eſuchte Poſten höchſter Wertklaſſe koſteten über höchſteRot Geſchäftsgang: Rinder ſehr langſam, Kälber langſam,

Schafe langſam, Schweine Ueberſtand: Rinder 58,
davon Ochſen 17, Bullen 18, Kalben 8, Kühe 15, Schafe 38.

29,
997
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Bekanntmachung.
urch die rückwirkende Kraft des Kapital-
Verkehrsſteuergeſetzes über die Geſell
ſchaftsſteuer von Kapitalgeſellſchaften wird

eine Nachveranlagung der dem Teil 1A des
Kapitalverkehrsſteuergeſetzes unterliegenden
Kapitalgeſellſchaften erforderlich. Die An
meldepflicht dieſer Geſellſchaften zur Nachver-
anlagung regelt ſich nach den nachſtehenden
Beſtimmungen

(1.) Jſt eine Steuerſchuld für einen Rechts-
vorgang, der nach Teil 1A des Geſetzes der 77
Steuer unterliegt, in der Zeit ſeit dem 1. Sept.
1921 bis zum 20. April 1922, dem Tage der
BVerkündigung des Geſetzes, entſtanden, ſo iſt
der Rechtsvorgang wegen Nacherhebung der
Steuer dem zuſtändigen Finanzamt binnen
Monatsfriſt nach dem Tage der Veröffent-
lichung dieſer Anweiſung anzumelden.

(2.) Einer Anmeldung bedarf es nicht,
wenn es ſich um die Gründung oder Kapital-
erhöhung einer Aktiengeſellſchaft, Kommandit-
geſellſchaft auf Aktien und Geſellſchaft mit be
chränkter Haſtung handelt und der Geſell-
chaftsvertrag oder Geſellſchaftsbeſchluß nach

dem 31. Auguſt 1921 beurkundet und der
Stenerbehörde eingereicht worden iſt.

(3.) Auzumelden ſind insbeſondere:
J. die nach dem 31. Auguſt 1921 bewirkten

gemäß t 6 zu a des Geſetzes ſteuer
pflichtigen Zahlungen und Leiſtungen
auf Grund von Geſellſchaſtsverträgen
und Beſchlüſſen, die vor dem 1. September
1921 beurkundet find. Die Anmeldung
iſt auch dann zu erſtatten, wenn bei
Teilzahlungen die Verſteuernung nach
dem Reichsſtempelgeſetze nicht ausgeſetzt,
die Reichsſtempelabgabe nach Tarif-
nummer 1 Aa, b vielmehr ſofort von
dem geſamten Geſellſchaftskapital ent
richtet worden iſt;

2. die nach dem 31. Auguſt 1921 von einer
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ein

KinderGEöckchen mit und ohne
Wollrand, farbig, ſchwarz, leder, weiß.

Geſtrickte wß. Höschen für Kinder

und Mädchen zum Anknöpfen.

DamenReformſchlüpfe kNi marine

und hellfarbig.

Turnerſchwitzer, Turnerhoſen
für Kinder, Mädchen, Damen.

Turnerhemden, Turnerjachen
für Knaben, Herren.

Reichhaltige Auswahl gut Qualitäten.

C. Hoffmann
Jnh. Bernh. Taitza. Markt 19.

gezogenen gemäß t 6 zu a des Geſetzes
ſteuerpflichtigen Nachſchüſſe;

3. r n 83 r wieder ein ſehr großer Transport
zu a de eſetze euerpflichtigen Zubußen bei bergrechtlichen v fowie S lnär

Gewerkſchaften; Kühe n Färſendie Gewährung vou Darlehen, der Er S W Jwerb und die Stundung von Forde- zu annehmbaren Preiſen im
rungen gemäß z 6 zu e des Geſetzes, Gaſthof „Zum Goldenen Hahn in Merſeburg

r de h zum Verkauf.e Stundung nach dem 31. Anguſtattgefunden hat Robert Amling. Otto Heilmann.
b. die Errichtung von Gewerkſchaſten in Telefon 240.

der Zeit ſeit dem 1. September 10921;

6. v e dem 1. x en geg! e
rrichtung von inlän en ieder- 33ren ausländiſcher Kapitalgeſell- 50 Stück
aften;

7. die ſeit dem 1. September 1921 erfolgte igi igei jBeteiligung einer Kapitalgeſellſchaft als Il Ia IIe S 85 l Je
perſönlich haftender Geſellſchafter einer

mit Ab-Kommanditgeſellſchaft;
8. die ſeit dem 1. September 1921 erfolgte ſtammungsAusgabe von Genußſcheinen; J apieren und9. die ſeit dem 1. September 1921 erfolgte e Prämi
Beteiligung als ſtiller Geſeuſchafter an ierungsſchei
einer Kapitalgeſellſchaft; nen als hoch10. git vor dem 1. September 1921 von einer tragende n.Aktien geſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft e friſch
auf Aktien oder Geſellſchaft mit be- milchendee e nene d Se Kae, hochtrag. Färſen. Juncgrinder

es Geſetzes na zahl, u. Kuhkälber ſowie Zuchthullene S hinter iftse n e i in ganz r erſtklaſſiger Qualitätſind bei mir eingetroffen.rer Das gleiche gilt für die ſeit
em 1. September 1921 bis zum Tage

Louis Nürnberger
Zuchtviehimport, Merſeburg

der Veröffentlichung dieſer Anweiſung

Tel. 28.

faegevenen Aktien und Anteile dieſer
rt.

Merſeburg, den 20. Juni 1922.
Finanzamt.

Bröſe.
u

verniche do
e ren Srauu

Noch preiswert:

selllene Büngler
für Hagurſchleifen und leider
in vielen modernen Farben, allen

Breiten und guten Qualitäten
H, henmckel, Perleburg,

Drogerien usw.

kinige bras- nd betreidemaher

sowie Heurechen
gibt noch preiswert ab

Gestrickte Kleidung

Von Sonnabend, den 24 d. Mis., ſteht Anzüge,

süGurteiſGartenpumpe re n erseburcer rfegerverefne
zu verkaufen. Zu erfragen

Antreten zur
Markt 26, I. VWrauerteieraufe autes Geſchüf am Sonntag 9 Uhr vorm am Krieger

auch mit Haus. Preis denkmal. Traueranzug. Fahnen umflort.
offerten unter 349an die Exped. d. Blts. J. A. Wilck.

Stadttheater Halle.
Freitag, abends 7.30 Uhr:

Vuhrmann
Henschel.

Sonnabend, abs 7.30Uhr:

Aignon.
Sonntag, abds. 7.30 Uhr:

Der Zigeuner-
baron.

Montag, abds. 7.30 Uhr
Der Obersteiger.sehr beliebt

in allen Frauenkreisen
u. für die Hausschneiderei
desonders wertvolle

Helfer sind
das Jugend Moden
Album, Preis Mk. 7.
das Favorit Moden
Album, Preis Mk. Trauergottesdienſt 10 Uhr. Danach
das Favorit landar- Aufftellung der Vereine auf dem

e e Die Mitglieder werden gebeten, zahlmehr, der International. Merſeburg. reich zu erſcheinen.

Schniitmanufaktur,

öresden- nDeutſche Volkspartei.mustern zu schneidern ist
spaursam und leicht. Alles

Wir fordern unſere Mitglieder und Freunde
auf, an der partei-politiſch- neutralen

s ter und veugt von (le-

Trauerkundgebung

der Militär und Flüchtlings-Vereine

Sonntag, 25. d. Mts.
Berſammlung des Vereins 9 Uhr

am Kriegerdenkmal

19330quo l

non
292

Tel.

schmack. Besonders z
empfehlen

selbst herzustellen, am kommenden Sonntag vollzählig teilzunehmen.
Preis Mk. 6.- zuzögl. Porto. Der Vorſtand

Favorit-Wäscheheft.
Preis Mk. J.

Marie Rüle eGoithardtstrabe 42.
n„Wwerſchleßier

Deutſcher Rentuerbund

Ortsgruppe
Merſeburg u. Umg e. V

v den 29. d.tMts., nachmittags 4 Uhr
beider Konfeſſionentreten Sonntag, e d. d Mitglieder-

Ulſter Paletots Mis., vormittags 9 Uhr Snhblibehr Verſammlung
J zu gemeinſamem Kirchgang im „Tivoli.Tagesordnung:öchlüpfer, a veren

Hoſen, Weſten
kaufen Sie am billigſten bei

Ortsgruppe Merſeburg.
Zum Trauergottesdienſt

am Sonntag, den 25
Mts Antreten der Kame-
raden 930 im Kafino.

Käthe Thieme, Leipzig,/ Deutſchnationale Der Vorſtand.

e VolksparteiWir bitten alle unſere Gportverein von 1899

Mitglieder, ſich an der (e. V.)Stroh
ſowie Hafer

Wieſenu. Kleeheu
kauft laufend

Zum gemeinſamen Kirch-
ang am Sonntag, den
5. d. Mts., vorm. 9 Uhr

Trauer

kundgebnng e ter
am Sonntag zu beteiligen. Verluſtes von Ober

Leipziger Weſtend Der Vorſtand. hleſien treten beide Kon
baugeſellſchaft ren am Kriegerdenk

Leipzig Lindenau.Lützuerfir. 164. Fernſpr. 48187. Der Vorſtand-

1. Mitteilungen des Hru.
Stadtrat Beſſert über

d. die weiteren Fürſorgemaß
nahmen für Kleinrentner.
2, Mitteilungen über das
neue Reichsmietengeſetz. 3.
Weitere Mitteilungen.

Der Vorſtand.
m
l Pickel, Miteſſer

Naſen und Hautröte!

Ein einfaches wunder
bares Mittel teile koſtenl.
mit. Genau angeben für
welchen Schönheitsfehler.
Frau M.. Poloni. hannover
t 250 Schließfach 106.

Der füchtige Geschäftsmann
braucht zur Flebung seines Geschälfles

wirkungsvolle
ODrucksachen

e Briefbogen, Brieſumschlöge,
Rechnungen, Ouiftungsformulare usw.

Dieselben erhält er
preis wer und in geschmackvoller Ausführung

en der

Moerseburve- SDruh und eng 7 ns
(L. halto.

Gut möbl.
Zimmer
elektr. Licht, zum 1 z
geſucht. Zahle jeden
Preis. Eigene Bettwäſche
vorhanden. Angeb. unter
K 25 an die Beſchäfts
ſtelle dieſer Zeitung.

u

C ZAm

Junger Herr
ſucht

möbl, zimmer
Offert. unter T. G. 651

an die Exped. d. Blattes.

Hälterstraße 4. Foernrtut I00. Möbl. Zimmer
für ſofort geſucht. Offertunter F. g. 652 an die
Expedition dieſes Blattes.

n sommerſproſen verſchwinden
Auf welche einfache Weiſe teilt Leidensgenoſſen
unentgeltlich mit Frau Eliſabeth Frucht,

Friedrich Pfeiffer IObere Breitestr. 16.
Reparaturen an allen landwirtschaftlichen

Maschinen werden prompt ausgetührt.

Hannover A 332, Schließfach 238.

Nur I Tay!!
—--v—x-—”—-„W——

1 Fran für ſtunden-
weiſe Beſchäf-

tigung geſucht.

Forbrieh, Domküſter
Doinplatz 7, eine Treppe-

Ziehung 10. u. II. Nu

Deutſche Kampfſpiele

belt- botterſe
13337 Gew. o. Abzug Mk.

400000
2100000

50000

Sonnabend 24. Juni
kaufe ich im

Hotel Goldene Sonne
(I. Etege) uod 2ahle fär

E künstliche Zähne
bis zu 30 Mark

für den Zahn.
Ed. Gläser, Dresden I,

Steinstraße.

Einkauf 9-6 Uhr.

t

Loſe Mk. 8.
einſchließlich Porto u. Liſte.

Anton Friedrichſen.

r alen

Der Plan über die
Krenzung der Gemeinde-
ſtraße in Leung mit einer
unterirdiſchen Telegraphen
linie liegt von heute ab
4 Wochen bei dem Poſt
amt in Merſeburg aus.
Halle (Saale), d. 17. 6. 22.
TelegraphenBauamt.

Suche Landgaſthof
oder Landhaus. Volle
Auszahlung. Ausführ
liche Briefe u. 548/21
an die Exped d. Ztg.

r

ut erhalten, zu verkaufen.
ffert. erbeten unt. 490

Jan die Expedition d. Bl.

Gottesdienſt- Anzeigen.
Sonntag, den 25. Juni 1922 (2. n. Trinitatis).
Geſammelt wird eine Kollekte für die evangeliſchen
Gemeinden der abgetretenen Gebiete Oberſchleſiens.

Es predigen:
Dom. Vorm. 10 Uhr: Diakonus Wuttke

Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt.
Donunerstag, abds. 8 Uhr: Bibelſtunde in

der Herberge zur Heimat. Diakonus Wuttke.
Volksbibliothek: Geöffnei Sonntags von

11 dis 12 Uhr mittags
Stadt. Vorm. 10 Uhr: Trauergottesdienſt an

läßlich des Raubes von Oberſchleſien.
Paſtor Jenzzſch.
(Chorgeſang der Geſangsabreilung des
Mädchenbundes).

Evang. Männer und Jugendverein.
Sonntag, abends 8 Uhr Verſammlung

An der Geiſel 5. Herr Klos.
Evang. Mädchenbund St. Maximt

Dienstag, adds. 8 Uhr: Chorgeſang fällt aus
Mittwoch, abends 8 Uhr: Verſammlung

An der Geiſel 5. Paſtor Riem
Evang. Frauenhilfe St Maximi.

Altenburg Vorm. 10 Uhr: Paſtor Kratzenſtein.
Im Anſchluß Beichte u. heiliges Abendmahl.

Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdtenſt.
Neunmarkt. Vorm. 10 Uhr: Paſtor Boit.

Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt
Montag, abends 8 Ahr: Konfirmierte Söhne

im Pfarrhauſe.
Donnerstag, abends 8 Uhr: Mädchenoerein

St. Thomae im Pfarrhauſe.
Landeskirchliche Gemeinſchaft

Berſammlungslokal: Sand (Geiſelſchlößchen).
Sonnutag, abds. 8 Uhr: EvangeliſationsVortrag.
Mittwoch, abds. 8 Uhr: Blibdelbeſprechſtunde.

Chriſtliche e Hlauckeſtraße I.Sonntag, abends 8 Uhr: Bibelſtunde
Donnerstag abends 8 Uhe: Bebelſtunde.

Kath. Kirche
Sountag, den 25. Juni 1922.
h 6 Uhr Beichte.

7 Uhr: Frühmeſſe.
46 16 Uhr Hochamt init Predigt.

u 2 Udr; Eyriſtenlehre und Andacht.
Nachm. 4 Uhr: Abſchiedsfeier des hochw

Herrn Pfarrers Ore mann im „Tavoli“.
Sonngbends von 5 Uhr an: Beichce.

Stöbnitz. s Uhr Gottesdienſt.
Nanndorf. 11 Uhr Gottesdtenß.

Donnerstag, nachm. 4 Uhr An der Geiſel
Frau Paſtor Werther. e Uhr: Sag W r

O
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Beilage zu Ar. 145 des Merſeburger Tageblattes
Freitag, den 23. Juni 1922

das
auf
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am Montag, den 26. Juni 1922, abends 6 Nhr
im alten Rathauſe.

1. Wahlen
a) von Mitgliedern für den Schulausſchuß der ſtädt.

Mittelſchule.
b) von Schiedsmännern für den 1. und 2. Bezirk.
c) eines Bürgers für die Parkdeputation.

2. Entlaſtung der Rechnung über die Verwaltung des
Andreasheimes im Rechnungsjahre 1916.
Erhöhung des
nahme in das

4. Erhöhung des
nahme in das Altersheim.
Gebührenordnung für das ſtädtiſche Krankenhaus.

e

Andreasheim

G. Ordnung betr. Erhebung von Verwaltungsgebühren.
7. Aenderung der Wohnungsluxusſteuerordnung.
8. Erhöhung der Mieten in den ſtädt. Miet- und Wohn-

häuſern.

9. Feſtſetzung der Mieten für die Barackenwohnungen auf
dem Exerzierplatz.

10. Straßenpflaſterung in der Dammſtraße.
11. Anſhaffung und Herſtellung einer Zentrifugalpumpen-

anlage im Waſſerwerk Röſſen.
12. Feſtſtellung der Haushaltspläne in der erſten Leſung:

a) des Lyzeums,
der Mittelſchule,

c) der Volksſchulen,
d4) der Ruhegehalt- u.

des Wohlfahrtsamtes,
k) der Bauverwaltung,

9) des Gaswerkes,
des Waſſerwerkes,

i) des Elektrizitätswerkes.
Geheime Sitzung.

Hinterbliebenenverſorgung,

Der Tagesordnung entnehmen wir folgende Punkte:

Zu Punkt 3.
Der jährlich zu zahlende Beitrag für Aufnahme in
Andreasheim wird vom 1. Juni 1922 ab von 960
2000 Mark und das Eintrittsgeld von 3600 auf
Mark erhöht;

Vegründung: Die ſtändige Steigerung ſämtlicher Preiſe
ſowie die Erhöhung der Löhne und Gehälter machen eine
weitere Erhöhung der
erforderlich.

Auch mit Rückſicht darauf, daß den Eintretenden mit
der Aufnahme in das Heim eine gewiſſe Wohltat erwieſen
werden foll, halten wir demgegenüber doch eine allgemeine

Beiträge und des

Erhöhung der Gebührenſätze in der vorgeſchlagenen Höhe
für angemeſſen und notwendig.

Zu Punkt 4.
Die für Aufnahme in das Altersheim zu zahlenden

Eintrittsgelder werden vom 1. Jüni 1922 ab

Beiträge von 1440 auf 3600 Mark.
Begründung: Wie zu Punkt 3.

Zu Punkt 5.
Die am 19. d. Mts. von der Krankenhausdeputation neu

aufgeſtellte Gebührenordnung für das ſtädtiſche Krankenhaus
wird genehmigt. Sie tritt mit dem 1. Juli 1922 in Kraft.

Vegründung: Die überaus große Teuerung hat eine

We re a nes n 7 r eee X
Der Sohn des Millionärs.

Roman von Florence Warden.
(Nachdruck verboten

Herta hatte dieſen Strom von vernichtenden Worten
über ſich ergehen laſſen, ohne die Sprechende nur ein
einziges Mal zu unterbrechen. Und beinahe jede der An-
klagen, die ihr da ſo ſchonungslos entgegengeſchleudert
wurden, hatte ſie mitten ins Herz getroffen. Denn es
war kaum eine einzige darunter, die ſie nicht ſchon in
Augenblicken der Verzweiflung ſelbſt gegen ſich erhoben
hätte. Härter und grauſamer noch, als es da von ſeiten
ihrer Rivalin geſchah, hatte ſie ſelbſt ſich der kraſſen Un-
dankbarkeit und des ſtrafwürdigſten Verrates bezichtigt.
Und alles, was jene ſagte, ſchien ihr nur allzu wahr.

Sie ließ den Kopf auf die Bruſt herabſinken, und
alles, was ſie zu erwidern vermochte, war

„Sie ſind nicht ganz gerecht gegen mich und härter,
als ich's verdiene.“

Jhre zitternde, von aufſteigenden Tränen halb erſtickte
Stimme, die Demut und Gebrochenheit ihrer Haltung
würden vielleicht jedes andere Herz als das Herz eines
eiferſüchtigen Weibes gerührt haben. Die Komteſſe Aldringen
aber war hinlänglich gewappnet gegen jede Anwandlung
unzeitigen Erbarmens.

„Laſſen wir das dahingeſtellt ſein,“ erwiderte ſie kalt.
„Aber wenn Sie ſich nur noch den kleinſten Reſt von
geſundem Menſchenverſtand bewahrt haben, ſo können Sie
nicht im Zweifel ſein über das, was Jhnen jetzt zu tun
obliegt. Es iſt Jhre Pflicht, ſich mit Herrn de Raucourt
auf die eine oder die andere Weiſe auseinanderzuſetzen,
damit jeder weitere Skandal vermieden werde. Dieſe
Flucht iſt einfach eine Albernheit. Und wenn Sie nur
noch fünf Minuten länger hier verweilen, können Sie
ſicher ſein, die Sache dadurch, daß man nach Jhnen ſucht,
auf die Spitze getrieben zu ſehen.“

Mit zitternden Knien lehnte Herta an der Baluſtrade
der Freitreppe,

gemacht.

Beitrages und Eintrittsgeldes für Auf-

Beitrages und Eintrittsgeldes für Auf-

Eintrittsgeldes

nach Maß-
gabe des beigefügten Nachtrages V erhöht und die jährlichen

ganz neue Regelung der erſt ſeit einem Jahre beſtehenden
Gebührenordnung für das ſtädtiſche Krankenhaus notwendig

Merſeburg ſtand während der letzten 2 Monate
mit an letzter Stelle in Bezug auf die Höhe der Gebühren-
ſätze der Krankenhäuſer in der Provinz. Von einer Ueber-
ſpannung der Sätze kann abſolut keine Rede ſein; bei
weiterer Geldentwertung werden ſie ſchon nach einigen
Wochen prozentual erhöht werden müſſen. Der notwendige
Unterhalt, die Bekleidung, Wäſche, Heizung uſw. koſten jetzt
mehr als das 35 ſache des Friedensſattes. Dem Tarif von
3 Mark in der 3. Klaſſe vor dem Kriege würde ſogar
ein Satz von höher als 105 Mark entſprechen. Eine
Steigerung der Löhne für das Perſonal pflegt faſt regel-
mäßig in kurzen Zeiträumen einzutreten. Auch die Koſten
für die bauliche Unterhaltung des Krankenhauſes dürfte
nicht außer Acht gelaſſen werden. Damit wir auch in Zu-
kunft unſer Krankenhaus möglichſt voll belegen können.
iſt bei der jetzigen Regelung auch den auswärtigen Kranken
in bezug auf die Höhe der Sätze Entgegenkommen gezeigt,

Zu Punkt 6.
Vegründung: Die von den ſtädtiſchen Körperſchaft n

unter dem 8. Auguſt 1921 beſchloſſene Verwaltungsge
bührenordnung iſt vom Bezirksausſchuß nur auf die Dauer
eines Jahres genehmigt worden. Jnzwiſchen iſt vom Preuß.
Städtetag eine Muſterordnung aufgeſtellt worden. Es einp-
fiehlt ſich bei der neuen Beſchlußfaſſung über die Weiter-
geltung der Verwaltungsgebührenordnung der Gleich-
mäßigkeit halber die Muſterordnung des Preußiſchen Städte-
tages zugrunde zu legen. Eine Abweichung muß lediglich
bezüglich der Höhe der Gebührenſätze eintreten, da ſeit der
Herausgabe der Muſterordnung im Februar dieſes Jahres
die Geldentwertung weiter vorgeſchritten iſt. Die einzelnen
Tätigkeiten, für die Gebühren erhoben werden und die
Höhe der Sätze ergibt ſich aus der Ordnung. Jm einzelnen
wird nur noch hervorgehoben, daß die Gebühren für die
Tätigkeit des Wohnungsamtes ſo belaſſen worden ſind,
wie ſie von der Stadtverordnetenverſammlung am 9. Ja-
nuar und 22. Mai 1922, anläßlich der Beſchlußfaſſung über
den J. Nachtrag zur Verwaltungsgebührenordnung, gut-
geheißen worden ſind. Ferner ſei auf 8 2 der neuen
Ordnung hingewieſen, nach dem für die einzelnen Tätig-
keiten die jeweiligen, bei der ſtaatlichen Verwaltung gültigen
Sätze zur Hebung kommen follen. Dies empfiehlt ſich, um
öftere Beſchlußfaſſungen zu vermeiden. Jm Rechnungsjahre
1920 war die alte Gebührenordnung Jahr in Kraft.
Sie hat mit Ausnahme der Ortskohlenſtelle, wo die Ge-
bühren beſonders berechnet worden ſind, etwa 12000 M.
erbracht. Nach der neuen Faſſung der Ordnung mit ihren
erhöhten Sätzen kann für das Rechnungsjahr 1922 mit
einem Aufkommen von 70 bis 80 000 M. gerechnet werden.

Zu Punkt 9.
Es ſind folgende Beſchlüſſe zu faſſen:
a) für die Wohnungen, welche in den Baracken auf

dem Exerzierplatz eingerichtet worden ſind, wird die Miete
auf 7 M. je qm Wohnraum vom 1. April 1922 ab feſt
geſetzt.

b) Die Ausbaukoſten der Wohnungen für die von
auswärts zugezogenen Bewohner ſind, nach qm berechnet,
auf die Arbeitgeber dieſer Mieter umzulegen.

Die von der Stadt auszuführenden Jnſtandſetzungs-
arbeiten werden auf die Dächer beſchränkt. Alle übrigen
Koſten für die Jnſtandhaltung der Wohnungen müſſen von
den Mietern ſelbſt getragen werden.

Für das auf dem Exerzierplatz eingerichtete Ledigen-
heim wird einſchl. der Miete für die Wohnung des Pächters
jährlicher Pachtpreis von 3000 M. feſtgeſetzt, der ſich
auf 5000 M. jährlich erhöht, ſobald

ſſen werden muß.

ehe c r v
„Warum ſollte man nach mir ſuchen fragte ſie.

„Meine Perſon iſt für die Herrſchaften da drinnen nicht
von ſolcher Bedeutung, daß man meine Abweſenheit be-
merken könnte.“

„Gewiß nicht! Und wenn ich davon ſprach, daß
man Sie ſuchen würde, ſo wählte ich dieſe Form, um Sie
zu ſchonen. Aber da es nicht den Anſchein hat, als ob
Sie das nötige Verſtändnis für dieſe gute Abſicht hätten,
ſo kann ich mich ja auch deutlicher erklären. Sie ſind
hinausgegangen in der Erwartung, daß 5
Sie bald vermiſſen und Jhnen folgen würde. Und
leicht, ja, wahrſcheinlich haben Sie ſich in dieſer Berechnung
nicht getäuſcht. Jhn aber, deſſen können Sie ſich verſichert
halten, ihn würde man nicht lange aus der Geſellſchaft ent-
ſchlüpfen laſſen, ohne ſich nach ſeinem Derbieib umzuſehe
Und wenn man ihn hier draußen bei Jhnen fände, ſo
würde alles, was bisher geſchehen iſt, nichts ſein gegen das,
was alsdann folgen müßte.“

Wieder mußte Herta empfinden, daß die Komteſſe recht
hatte. Zwar nicht in der Verdächtigung, di ſie gegen ſie
geäußert. Denn ſie hatte wahrlich weder Krwartet noch
gewünſcht, daß Eberhard ihr folgen möge. Aber der Gang
der Ereigniſſe konnte recht wohl der ſein, den ſie voraus-
ſah. Und vielleicht war ſie ihr ſogar Dank ſchuldig für die
Warnung.

„Jch bin bereit, mit Jhnen in das Haus zurückzukehren,“
ſagte ſie leiſe. „Und ich werde mich ſogleich in mein Zimmer
zurückziehen, wenn Sie die Güte haben wollen, mich bei
Frau Hermann oder bei Herrn de Raucourt zu entſchuldigen,
indem Sie ſagen, daß ich Kopfſchmerzen hätte und unmög-
lich tangen könne.“

n.
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Mit einer unnachahmlich hochmütigen Bewegung warfdie Komteſſe den Kopf zurück. s un
„Suchen Sie ſich für derartige Aufträge gefälligſt eine

andere Mittelsperſon als mich! Und wenn ich Jhnen
noch einen Rat geben ſoll, ſo iſt es der, Jhre Angelegen
heiten fortan mit etwas mehr Offenheit und etwas größerem
Mute zu führen, ſtatt daß Sie bei jeder Gelegenheit davon-
laufen immer in der ſtillen Hoffnung, daß ein gewiſſer
Jemand Jhnen nachlaufen werde.“

Herta erwiderte nichts mehr. Nicht der Reſpekt vor
der hohen geſellſchaftlichen Stellung der Komteſſe, nicht die
Rückſicht auf den bevorzuaten Gaſt des Hauſes, ſondern

das Ledigenheim über
ſeiner Belegſtärke hinaus belegt wird. Letztere Maß-

nahme gilt vorläufig nur für das Rechnungsjahr 1922,
vor deſſen Ablauf über eine weitere Regelung erneut be-
ſchlo

rn t u r o

Tagesordnung zur Stadtverordneten Vi ung
Zu Punkt 10.

Für die Umpflaſterung der Dammſtraße
122 000 Mark aus

u werden
den Mitteln, die noch aus den Ueber-

ſchüſſen der Auskreiſung zur Verfügung ſtehen und der
etwa noch fehlende Betrag aus dem Fond für Anlieger-
beiträge uſtd den Milkeln zur Verfügung des Magiſtrats und
der Stadtverordnetenverſammlung bewilligt.

Vegründung: Der Straßenteil der Dammſtraße zwiſchen
Schul und Poſtſtraße iſt das letzte unregulierte Stück des

nbahnzuges zwiſchen Gotthardttor unddurchlaufenden Stra
Weiße Mauer. Nach Zertigſtellung der Straßenführung in
der Hölle wird dieſer Straßenzug fehr ſtark benutzt. Es
macht ſich daher die Herſtellung der Straße vor dem alten
Gaswerkgrundſtück dringend

Laut Koſtenanſchlag
die wahrſcheinlich noch aus den
kreiſung zur Verfügung ſtehen.
Reſt ſoll aus dem angeſamme
beiträge und aus den Mitt. ln zur

erſorderlich.
d 122000 Mark aufzubringen,

Beträgen aus der Aus-
Der etwa noch verbleibende
lten Fond der Anlieger-

Serfügung des Magiſtrats
und der Stadtverordnetenverſammlung entnommen werden.

Zu dieſen Koſten haben die Merſeburger Ueberland-
bahnen laut Vertrag rund 3875 Mark beizutragen.
aus dem Koſtenanſchlage z rfehen
pflaſterung bzw. Neupflaſter ung d
auf Lager genommen werden. De

Wie
iſt, ſind für die Um-

r Fahrbahn vorhandene,
r Platz ſelbſt wird mit

fehlenden Reihenſteine ſollen aus der Platzanlage vor den
Grundſtücken Hüthel und Teichmann, Unteraltenburg, ge-
wonnen und mit ver dort rund 300 qmReihenſteine entfernt werden können und nur etwa 150 qm
für die Dammſtraße erforderlich ſind, können die übrigen

endet werden 90L C

auf Lager genommen werden. Der Platz ſelbſt wir mit
einigen Blumen bepflanzt und aus dem übrigen Pflaſter
durch eine vorſtehende Pflaſterſteinkante um einige ZentF
meter herausgehoben Für die Verbindung vom Roſental
nach der Schreiberſtraß- iſt für den Fußgängerverkehr ein
mit Kleinpflaſter befeſtigter Ueberweg, welcher gleichzeütig
die Niederſchlagswäſſer aus der Oberaltenburg mit ab-
leiten ſoll, vorgeſehen. Die Koſten der Baumpflanzung
und anderweitige Befeſtigung des fraglichen Platzes in
der Unteraltenburg können aus haushaltsplanmäßigen
Mitteln beſtritten werden.

Zu Punkt 11.
Zur Verbeſſerneng der Waſſerverſorgung der Stadt

ſoll die Anlage einer Zentrifugalpumpenanlage zur Erfaſſung
der öſtlich des Waſſerwerkes zu Tage tretenden Quellen ge-
nehmigt werden. Die erforderlichen Mittel im geſchätzten
Betrage auf Grund der derzeitigen Marktpreiſe von 11 Mil-
lionen Mark ſollen durch Anleihe aufgebracht werden.
zinſung und Tilgung dieſe
des Waſſergeldes ſichergeſtel

Ver-
r Anleihe wird durch Erhöhung

Ut werden.
1888 errichtete ſtädtiſcheBegründung: Das

Vergrößerung der Stadt fürWaſſerwerk reicht infol
die Zuführung des erforderlichen Waſſers in den heißen Mo-
naten nicht mehr aus, (worauf von uns ſchon häufig hin-
gewieſen wurde. D. Red.) Außerdem iſt der Zuſtand der
Maſchinenanlage infolge ihres Alters ein derartig verbrauch-
ter, daß mit einem plötzlich Verſagen der Anlage jederzeit
namentlich bei der jetzigen ſtarken Beanſpruchung, gerechnet
werden muß. Bereits vor einigen Jahren iſt die Errichtung
eines neuen Pumpwerkes mit Enteiſungsanlage in Erwägung

gen und die erforderlichen Vorarbeiten durchgeführt wor-
den. Jnfolge der außerordentlich unſicheren Verhältniſſe ins-

o

beſonders der ſtetig ſteigenden Preiſe iſt jedoch die Aus-
führung desſelben hiederho zurückgeſtellt worden, umi

ſtetigere Zeiten abzuwarten.
Es iſt jedoch dringend erforderlich ſofort wenigſtens

eine kleine Reſerve und Entlaſtung der alten Anlage zu
ſchaffen, indem eine elektriſch betriebene Zentrifugalpumpe zur
Aufſtellung gelangt, damit im Falle des Verſagens der alten

lage eine notdürftige Verſorgung der Stadt mit Waſſernut uge
auf alle Fälle ſichergeſtellt wird.

er Mangel an Vertrauen in die Gerechtigkeit tyrer eigenenSache war es, der ihr die Lippen verſhlog. Sie fühlte
ſich ſo ſchuldig, wie nur je eine Verbrecherin ſich ſchuldig
gefühlt haben konnte. Und es gab für ſie in dieſem Augen
blick tiefſter Niedergeſchlagenheit nichts, womit ſie ſich vor
ihrem eigenen Gewiſſen hätte rechtfertigen können. Ja, ſie
)atte das Vertrauen des Freiherrn ſchändlich getäuſcht, ſie
hatte Eberhards Großmut mißbraucht, und ſie hatte ihn in
chnöder Selbſtſucht um ſeine glänzenden Ausſichten wie um
das harmoniſche Einvernehmen mit ſeinen Angehörigen
dringen wollen. Mußte ſie unter ſolchen Umſtänden nicht
edem Mitwiſſer ihres Geheimniſſes das Recht einräumen
hr mit grenzenloſer Verachtung zu begegnen

Mit zerriſſenem Herzen und elender, als ſich's in Worten
hätte ausdrücken laſſen, ſtieg ſie die Treppenſtufen empor.
Sie wagte es nicht, ihre Augen zu der Komteſſe zu er
heben, und drückte ſich ſo ſcheu an der in hoheitsvoller

W e r als fürchte ſie, einenſandern ſchon durch die bloße Berühru it ie zu beſudeln. t hruns t thren Ge
ber es war ihr nicht vergönnt, ihren Weg zu vollenden.Noch ehe ſie ihren Fuß auf die letzte Treppenſtufe geſetzt

fuhr ſie in jähem Erſchrecken zurück. Denn eine Stimme,
hundertmal ſchärfer und ſchneidender als die der Komteſſe,
war an ihr Ohr gedrungen mit der Frage:

„Halt, Fräulein Leuendorff! Wohin beabſichtigen
Sie zu eEs war Mabel Hermann, die ihr da im ei iSinne des Wortes den Weg perſtente, Denn gert
ſie, daß Herta ſich an ihr vorüberdrängen könnte, hatte ſie
ihre mageren Arme weit ausgebreitet, um ſie daran zu
hindern. Und in ihrem ſchwarzen, von Pailletten glitzernden
Kleide, deſſen weite Aermel wie Fledermausflügel herab-
fielen, mit ihrem blaſſenm) ſcharf geſchnittenen Geſicht und
mit den häßlichen, eckigen Linien ihrer hageren Geſtalt glich
ſie hier in der magiſchen Mondſcheinbeleuchtung viel eher

nem der Unterwelt entſtiegenen tücki äſchlichorr ückiſchene menſchlichen Weſen ſchen Dämon, als

(Fortſetzung folgt.

e



Die Aufſtellung dieſer Reſerve ſoll alſo erfolgen, daß
ſowohl Waſſer aus dem alten Sammelbrunnen, als auch
das öſtlich des Waſſerwerkes zu Tage tretende Quellwaſſer
direkt dem Hauptrohr zugeführt werden kann.

Die Nutzbarmachung der Quellwaſſer, die von ſehr guter
Beſchaffenheit ſind, hat die Deputation und den Magiſtrat
wiederholt beſchäftigt. Ueber die Qualität des Waſſers iſt
man ſich einig. Es würde zweifellos infolge ſeiner Einheit
eine Verbeſſerung unſeres Leitungswaſſers ergeben.

Uneinig war man ſich jedoch über die Anſicht über die
Dauer der Ergiebigkeit der ſeit einiger Zeit wieder auftreten
den Quellen. Dieſelben rühren von dem durch das Leuna-
werk angelegten etwa 2 Kilometer entfernt liegenden Ab
raumplatz an der Weißenfelſer Straße her. Die dieſem
Platze zugeführten Waſſermengen ſind deart groß, daß in der
Umgebung des Abraumplatzesfan der Weißenfelſer Straße ſich
ſtarke Verſumpfung der Felder bemerkbar macht. Aus dieſem
Grund ergreift das Leunawerk Maßnahmen in größerem
Umfange um das Waſſer durch eine Brunnengalerie um den
Abraumplatz wieder zurückzugewinnen. Es beſtand daher
bei der Deputation die Befürchtung, daß als Folge dieſer
Maßnahmen auch die Quellen beim Waſſerwerk wieder nach-
laſſen und unter Umſtänden wieder eingehen könnten.

Die Deputation und der Magiſtrat haben jedoch nun-
mehr nach wiederholter Beratung und Beſichtigung ſich da
hin entſchloſſen, um dem Notſtande des Waſſerwerks abzu
helfen, doch die Erfaſſung des Quekllwaſſers zu empfehlen, auch
wenn es nur vorübergehend ſein ſollte, bis das neue Waſſer-
werk zur Ausführung gelangen kann. Die elektriſche Pumpen-
anlage ſoll ſo aufgeſtellt werden „daß auch Waſſer aus dem
alten Sammelbrunnen entnommen werden kann, im Falle die
Quellen nachlaſſen ſollten.

Die Koſten der vorgeſchlagenen Anlage betragen nach
dem derzeitigen Stande etwa 15 Millionen Mark und ſollen
durch Anleihe gedeckt werden, deren Verzinſung und Til-
gung durch Erhöhung des Waſſerpreiſes ſichergeſtellt wer-
den ſoll.

Deutſcher Reichstag
Berlin, 22. Juni 1922.

Die Ausſprache über die Reparationsabkommen
und die Jnterpellationen werden fortgeſetzt. Verbunden
damit wird auf Antrag des Abg. Criſpien (Unabh.) deſſen
Antrag auf Anbahnung einer allgemeinen Finanzreform.

Abg. Stampfer (Soz.) bezeichnet die geſtrige Aus-
ſprache als zuſammenhanglos. Er billigt die Erklärung des
Außenminiſters und verlangt Wiederherſtellung des gebeugten
Rechtes am Rhein und an der Saar. Jch habe hier einen
Brief in der Hand, der von einem Manne geſchrieben wurde,
der der Rechten wohlbekannt iſt. Dieſer Brief vom 12. April
1915 iſt an den preußiſchen Miniſter des Jnnern von
Loebell gerichtet. Jn ihm wird über die vielen Verord-
nungen geklagt, die unerträglich ſeien, und es wird erklärt:
„Jch beſtelle 500 Morgen überhaupt nicht mehr, und ſo
machen es viele!“ (Lebhaftes Hört, hört! links, Unruhe
rechts. Zurufe links: Das iſt der Dolchſtoß. Rufe rechts:
Unſinn) Es heißt weiter in dem Briefe: „Das Vertrauen
zur oberſten Kriegsleitung ſchwindet in allen Kreiſen mehr
und mehr!“ Dieſer Brief iſt vom Herrn von Oldenburg
geſchrieben worden, der hier einmal im Reichstage den Kaiſer
aufforderte, den Reichstag durch einen Leutnant und zehn
Mann auseinanderjagen zu laſſen. (Stürmiſches Hört, hört!
links. Anhaltende Unruhe rechts.) So handelt nur ein
Landesverräter. Zuſtimmung links, Lachen rechts.) Abg.
Stampfer fortfahrend: Zum Reparationsproblem übergehend,
wirft der Redner dem deutſchnationalen Abgeordneter
Dr. Reichert vollkommene Ahnungsloſigkeit vor.

Abg. Gothein (Demokrat) fordert den Reichstag auf,
dem Auslande ein würdiges Bild zu geben und von allem
Parteigezänk abzulaſſen. Der Verwurf Dr. Reicherts, Dr.
Rathenau habe die Entſcheidung über unſere Jntereſſen in
die Hände der Reparationskommiſſion gelegt, müſſe eigent
lich ein Lob bedeuten, denn die Reparationskommiſſion hat
unſere Intereſſen gegenüber der Entente viel wirkſamer
vertreten, als wir ſelbſt es hätten tun können (7). Die
Entſcheidung der Anleihekommiſſion iſt für Deutſchland durch
aus günſtig. Der Redner ſtellt feſt, daß zum 1. Juli die
Gütertarife um das 244fache der F riede n s
ſätze erhöht werden. Das ſei eine Kataſtrophenpolitik, die
zum Untergang führen müſſe.

Abg. Emminger (Bayr. Volkspartei) mahnt eben
falls zur Einigung. Entſchiedener Proteſt ſei zu erheben
gegen die Forderung der ſinnloſen Zerſtörung von Eiſen
bahnen. Der Redner wendet ſich dann gegen die Aus-
laſſungen linksgerichteter bayriſcher Blätter gegen angebliche
ſeparatiſtiſche Strömungen in Baheen.

Abg. Ten Hempel (Zentrum) hält den Streit der
Meinungen über die verſchiedenen Abkommen für gegen-
ſtandslos da ſie nun einmal abgeſchloſſen ſind.

Abg. Dr. Breitſcheid (Unabh.) bedauert lebhaft die
Uebergriffe der Beſahungsbehörden im Rheinlande. Zum
Dank an die Rheinländer beſtehe keine Veranlaſſung. Wenn
ſie an ihrem Deutſchtum feſthalten, ſo ſei das eine ein
fache Selbſtverſtändlichteit. Die Politik Frankreichs im Rhein-
land ſei dumm und köricht.

Abg. Da uch Deutſche Volkspartei) hielt der Regierung
vor, daß ſie die Gefahr einer Neutraliſierung der Rhein
lande doch zu leicht nehme. Stolz muß man ſein auf die
herrliche Haltung des Rheinlandes. Das Wiesbadener Ab
kommen bedeutet für unſere Gegner ein Mittel, unſere
Kataſtrophe hinauszuzögern, um in der Zwiſchenzeit unſer
Eigentum nach Möglichkeit in ihre Taſche zu leiten. Vor
allem bedeutet Wiesbaden einen völlig unberechtigten Ein
griff in unſer Privateigernt Reichskanzler ſagt:tun. DuPolitik iſt Schickſal. Dr. Rathenau ſagt: Wirtſchaſt iſt
Schickſal. Die Politik iſt der Geiſt, die Wirtſchaft
Körper. Beide ſind untrennbar. Hier müſſen wir unjere
bisherige ſalſche Einſtellung aufgeben. Die Regierung möge
ſich davor hüten, uns immer neue Laſten aufzuerlegen. Dei
zeitpunkt iſt gekommen, in dem die 3 nicht mehr für,
ſondern gegen uns arbeitet.

Das Haus vertagt ſich. Nächſte Sitzung: Freitag, nach-
mittags 2 Uhr. Tagesordnung: Anfragen, Kleine Vorlagen,
Weiterberatung.

Preufziſcher Landtag
Berlin, 32. 1922.

betreffend die Reiſekoſten der Stuats-
Ausſchuß überwieſen. Ein
Bekämpfung der Hungers-

Deutſchen, dem
rollenre lell,

Juni
Eine Vorlage

beamten wird an den Beamten
Antrag des Hauptausſchuſſes zur
not in Rußland, insbeſondere zugunſten der
Roten Kreuz fünf Millionen zur Verfügung zu
wird angenommen. Sodann wird die Beratung des

Hanushalts des Stantsminiſteriums
fortgeſetzt.

Miniſterpräſident Braun:
Die Lüge von ver Alleinſchuld Deutſchlands

muß zerrüttet und vernichtet werden. Bei ſeinem Kampfe
muß man ſich aber auf das tatſächlich zu Beweiſende be
ſchränken, dann werden wir im deutſchen Reiche eine ge-

ſchloſſene Front des deutſchen Volkes zuſammenbringen. Die
wichtigſten Kronzeugen gegen die Alleinſchuld Deutſchlands
ſind der engliſche und der frühere italieniſche Miniſter
präſident. Lloyd George hat offen ausgeſprochen, daß
Deutſchland für den Krieg nicht verantwortlich zu machen ſei.

Wir verfolgen die Kämpfe der ſaarländiſchen Bevölke
rung gegen die Bedrückung mit inniger Anteilnahme. Wir
werden ſie in dem Kampf um das Volkstum unterſtützen.
Der franzöſiſche Frank rollt am Rhein, aber die rheiniſche
Bevölkerung läßt ſich nicht wankend machen und blickt mit
Verachtung auf diejenigen Deutſchen, die ſich kaufen laſſen.
Die Verſuche, dieſe Gebiete von Preußen loszüreißen, werden
ſcheitern und wenn auch in Oberſchleſien neue Grenzſteine
geſetzt ſind, die geiſtige und kulturelle Gemeinſchaft eines
Volkes läßt ſich nicht zerreißen. Dieſe zu pflegen wird vor-
nehmſte Aufgabe aller Bevölkerungskreiſe ſein.

Mit dem Grutz an die zu Preußen Zurückkehrenden
verbindet der Redner die ernſte Mahnung, kaltes Blut
bewahren und ſich nicht zu gewaltſamen Vergeltungsmaß-
nahmen hinreißen zu laſſen. Oberſchleſien bedürfe jetzt der
Ruhe. Ueber die Geſtaltung des neuen Staatsweſens werde
es demnächſt zu entſcheiden haben. Hoffentlich würden die
Oberſchleſier einſehen, daß ihre wirtſchaftlichen und
kulturellen Jntereſſen bei Preußen liegen. Ein neuer Staat
wäre weder zum Nutzen Deutſchlands, Preußens, noch Ober-
ſchleſiens ſelber.

Abg. Dr. Schwerin (Zentrum): Es iſt erwieſen, daß
Deutſchland eine ausgeſprochene Friedenspolitik getrieben hat.
Der Fechenbach- Prozeß hat geradezu klaſſiſche Zeug-
niſſe dafür ergeben, aber die Kriegslügenfrage darf nicht
zur Parteiſache werden.

Abg. Rippel (Deutſchnational) gibt der Freude dar-
über Ausdruck, daß die Ausſprache hinſichtlich der Schuld-
lüge zu einer erfreulichen Einigkeit geführt habe.
Seine Partei ſtöre keine Demonſtration der Linken. Die
vaterländiſchen Demonſtrationen würden dauernd geſtört.
wenn einmal ein Pfeil auf den Schützen zurückfalle? Als
es der Sozialdemokratie ſchlecht ging, konnte Scheidemann
den Offizieren nicht warm genug danken, daß ſie ihm aus
der Patſche halfen. Heute hat er das alles vergeſſen. Ein
ſtarkes unverſehrtes Preußen iſt das alleinige Rückgrat des
deutſchen Volkes.

Abg. Dr. Kreutz (Demokrat): Solange die fremde Be-
ſatzung im Rheinlande ſteht, ſolange die Außengrenzen des
Reiches bedroht ſind, läßt ſich das preußiſche Problem nicht
löſen.

Abg. Dr. Bredt (W.-Vpt.) erörtert Fragen der inneren
Verwaltung und fordert Weiterverleihung des Eiſernen
Kreuzes.

Miniſterpräſident Braun tritt dem entgegen. Mit
der Ordensverleihung müſſe endlich Schluß gemacht werden.
Für Oberſchleſien, wo noch viele Nichtſchleſier anweſend ſeien,
ſei Bewahrung von Ruhe und Beſonnenheit dringend not-
wendig. Der von den Kommuniſten ſo ſcharf bekämpfte
Grenzſchutz ſollte gerade von dieſer Partei zum Kampfe
gegen die Regierung gewonnen werden.

Abg. Heilmann (Soz.) lehnt die Schuldlüge ab in
dem Sinne, daß Schuld Abſichtlichkeit bedeute. Die Fahr-
en ſei aber nicht zu beſtreiten. Der Staatsrat ſei
ein mißglücktes Experiment.

Weiterberatung Freitag.

Der Zweifrontenkrieg.
Der letzte Abſchnitt der zunächſt zur Veröffentlichung

gelangenden erſten ſechs Bände des großen Aktenwerkes des
Auswärtigen Amtes, „Die große Politik der europätſchen
Kabinette“ (Verlagsgeſellſchaft für Politik und Geſchichte,
Berlin), liegt nunmehr der Preſſe vor. Er behandelt die
kurze Spanne der Regierungszeit Kaiſer Friedrichs und die
erſten Jahre der Regierung Kaiſer Wilhelms II. bis zur
Entlaſſung Bismarcks.

Bismarck hielt bekanntlich zäh an dem Gedanken feſt,
daß die deutſche Politik in erſter Linie beſtrebt ſein müſſe,
ein freundſchaftliches Verhältnis zu Rußland aufrechtzuer-
halten unbeſchadet die Bedingungen gegenüber Oeſterreich,
deſſen Erhaltung auch für Deutſchland ein Lebensbedürfnis
war. Die engen Familienbeziehungen des engliſchen Hofes
zum deutſchen Kaiſerhauſe wurden von der engliſchen Po
litik unverzüglich benutzt, um zwiſchen Deutſchland und
Rußland Mißtrauen zu ſäen. So iſt der Verſuch zu werten,
den in Rußland verhaßten Prinzen Alexander von Batten-
berg, ehemaligen Fürſten von Bulgarien, durch Heirat
mit einer kaiſerlichen Prinzeſſin und durch Eintritt in
die deutſche Armee in ein perſönliches Verhältnis zum
deutſchen Kaiſer zu bringen. Bismarck widerſetzte ſi dieſer
Politik mit ganzer Kraft und drohte mit ſeinem Rück
tritt, falls der Prinz von Battenberg auch nu» irgendwie
ausgezeichnet würde. Jn den Schriftſtücken, die hieraus ens
ſtanden, entwirft der große Kanzler ein erſtaunlich klares
Bild von der Geſtaltung der europäiſchen Lage im Falle
eines deutſchéruſſiſchen Zerwürfniſſes. Jn einer Eingabe
an den Kaiſer ſchreibt er u. a.

„Die auswärtige Politik des Deutſchen Reiches iſt ſeit
dem Frieden mit Frankreich vorwiegend auf die Erhaltung
des Friedens und auf die

Verhütung antibentſcher Koalitionen
gerichtet geweſen. Der Brennpunkt dieſer Politik liegt in
Rußland und in der Aufgabe, dem Kaiſer Alexander perſön-
lich das Vertrauen zur deutſchen Politik zu gewähren und
zu erhalten, deſſen Seine ruſſiſche Majeſtät bedarf, um
den kriegeriſchen Velleitäten ſeiner Untertanen dauernden
Widerſpruch zu leiſten. Jmmer aber iſt ein Krieg, den
wir mit Rußland und Frankreich gleichzeitig zu führen
hätten, auch wenn er ſiegreich bliebe, eine der größten
Kalamitäten, welche über das deutſche Volk hereinbrechen
können. Der Beiſtand Oeſterreichs, auf welchen wir dabei
rechnen, iſt nicht ſo ſtark wie er ſein könnte, und kann unter
Umſtänden, wenn in Jtalien Wechſel der Majoritäten und

gierungen ſtattfinden, durch einen Umſchwung der ita-
lieniſchen Politik noch ſehr vermindert werden, ſo daß
vir gegen einen Anfall beider Nachbarn in der Haupt-
che auf unſere eigenen Kräfte angewieſen ſein würden.

Ob wir Geſahr laufen, mit beiden gleichzeitig in Krieg zu
geraten, darüber liegt wieder die Entſcheidung ausſchließt
lich beim Kaiſer Alexander. Wir können mit Wahrſchein-
lichkeit annehmen, daß Frankreich, ſolange ihm Rußland

nicht beiſteht, uns in Ruhe läßt oder von uns wiederum
ſchlagen wird. Kann aber Frankreich auf ruſſiſchen Bei-

d rechnen, ſo haben wir den Krieg mit beiden Mächten
gleichzeitig in ganz ſicherer Ausſicht. Die Politik des hoch
ſeligen Kaiſers Wilhelm hat es daher als ihre vornehmſte
Aufgabe betrachtet, den Frieden mit Rußland zu ſichern
wund zudem Zwecke das Vertrauen des Kaiſers Alexander
zu unſerer Politik zu befeſtigen und ihn dadurch wideer-
ſtandsfähig gegen die kriegeriſchen Velleitäten ſeiner Unter-
tanen zu machen. Durch jeden Wechſel in unſerer Politik
kann eine Wendung nach der Seite des Krieges hin in der
politiſchen Lage herbeigeführt werden, deren weitere Enk-

Jeſckſtan

wicklung durch diplomatiſche Mittel nicht immer mit
Sicherheit gehemmt werden kann. Es wäre ein großes
Unglück für Deutſchland nicht nur, ſondern für alle fried-
liebenden Nationen in Europa, wenn lediglich durch einen
Mißgriff in der diplomatiſchen Behandlung unſerer Bes
ziehungen zum Kaiſer Alexander eine ſo verhängnisvolle
Wendung, eine Zerſtörung aller bisher erreichten diplo
matiſchen Erfolge herbeigeführt werden ſollte.“

Aehnliche Gedankengänge kehren an anderen Stellen
wieder, ſo in einem Schreiben an den Kronprinzen, Wél
helm, das durch temperamentvolle Randbemerkungen des
Kronprinzen veranlaßt war.

Den dramatiſchen Abſchluß der Bismarcks Akten bildet
der bekannte Schriftwechſel zwiſchen Kaiſer und Kanzler
anläßlich der Kiewer Konſulatsberichte, in denen der Kaiſer
rig ttelvar bevorſtehenden Ausbruch des Krieges
er e.

Zwangswirtſchaft der Menſchen.
Polen und die Tſchechoſlowakei haben die erſten Jahre

ihres ſtaatlichen Eigenlebens dazu benutzt, dan Nachweis
von Arbeitskräften als Monopol in die Hand des Staates
zu legen. Wer eine Ahnung davon hat, wie ſehr ſich ein
ſolches Arbeitsnachweismonopol zur Vergewaltigung unbe-
liebter Minderheiten benutzen läßt, wundert ſich nicht über
dieſe Maßnahme jener neuen Gewaltſtaaten. Es gibt kein
bequemeres Mittel, eine rigoroſe Bevölkerungspolitik gegen
die zahlreichen Deutſchen zu betreiben, die der Verſailler
Vertrag entgegen dem Sinn des vielgeſungenen Liedes vom
Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker in die Hand der Polen
und Tſchechen gegeben hat.

Die deutſchen Mehrheitsſozialdemokraten, die durch die
Geheimräte des ſeinerzeit von ihnen gegründeten Arbeits
miniſteriums den Geſetzentwurf für ein ähnliches deu
ſches Arbeitsvermittlungsſtaatsmonopol haben ausarbeiten
laſſen, dachten natürlich nicht daran, mit Hilfe dieſes
Zwangsmittels nationale Minderheiten im deutſchen Reiche
zu vergewaltigen. Aber daß ſie im Reichswirtſchaftsrat
und im Reichstag bis zur Stunde mit allen Mitteln für die
Durchſetzung des Monopols gekämpft haben, gibt immer-
hin zu denken. Jm tiefſten Jnnern erhofften ſie wohl
mit Hilfe eines ſolchen „neutralen“, ihnen ergebenen Mono-
pols, den nicht ſozialiſtiſchen Gewerkſchaften des Genifck zu
brechen. Beſonders die ihnen verhaßten chriſtlich-nationalen
Berufsverbände der Angeſtellten mit ihren großen eigenen
Stellenvermittlungen ſollten dadurch eines Teils ihres Ein-
fluſſes beraubt werden. Was ihre Leute ſorgſam ver-
ſchwiegen, das hat der Kommuniſt Maltzahn im ſozialen,
Ausſchuß des Reichstages ausgeplaudert: „Wenn wir die
Angeſtellten nicht hinein kriegen, nützt uns das ganze Geſetz
nichts. Gerade den Angeſtellten ſoll ihr Hochmut ausger
trieben werden.“

Der durch den Sozialen Ausſchuß des Reichstages um-
gearbeitete Geſetzentwurf der Regierung wird das Plenum
des Reichstages wahrſcheinlich noch vor den Sommerferien
beſchäftigen. Das im allgemeinen recht gute Zuſammenhalten
der bürgerlichen Parteien in dieſer Frage hat dem Ro
gierungsentwurf die Giftzähne einigermaßen ausgebrochen.
Was dabei herausgekommen iſt, iſt zwar noch unerfreulich
genug, aber nicht mehr ganz ſo gefährlich, wie jener Monov
poliſierungswahnſinn, der ſich in der Regieurngsvorlagé
austobt. Die einfache Vergewaltigung der Verbandsſtellen-
nachweiſe der Angeſtellten iſt verhindert. Aber der Kampf
iſt noch nicht beendet und die bürgerlichen Wähler aller
Parteien werden gut tun, mit ihren Abgeordneten ja auf-
zupaſſen, damit nicht durch den Mehrheitsbeſchluß des
Reichstagsplenums ſchließlich doch noch in Deutſchland jene
Zwangsbewirtſchaftung der Menſchen geſetzlich eingeführt
wird, die in Polen und in der Tſchechoſlowakei ihre
Orgien feiert.

Bunte Zeitung
Vom Gewitter.

Ein aufmerkſamer Beobachter kann das Aufziehen eines
Gewitters ſchon ſtundenlang vorher erkennen. Der Himmel
nimmt in der Richtung aus der das Gewitter heraufzieht,
eine grau-violette Färbung an, doch zeigt die aufſteigende
Wolkenwand keine abgegrenzten Umriſſe. Die Färbung wird
allmählich intenſiver, es erſcheinen am Himmel ſchieferfarbige
Wolken, die leicht ins violette ſpielen. Dieſe ſchieferfarbigen
Wolken ſchieben ſich halbkreisförmig in andere, grau gefärbte
Wolken, und es entſteht ein immer dunklerer Wolkenwuſt. Da
die Veränderung ziemlich raſch vor ſich geht, kann der Be-
obachter das Gewitter mit größter Beſtimmtheit vorher-
ſagen. Es iſt nun allerdings nicht leicht, den Zeitpunkt genau
anzugeben, zu dem das Gewitter heraufkommt. Winterge-
witter ſind viel raſcher da, als Sommergewitter, Gewitter in
Norddeutſchland haben es eiliger als ſolche in Süddeutſchland.
Jn Norddeutſchland wandern die Gewitter etwa 39 Kilo-
meter in einer Stunde, in Süddeutſchland dagegen nur 37
Kilometer, Nachtgewitter gehen viel ſchneller. Man
alſo allen dieſen Umſtänden Rechnung tragen, wenn man
genauere Angaben machen will. Wiſſenſchaftler haben ferner
feſtgeſtellt, daß in den weitaus meiſten Fällen die Gewitter
von Weſten nach Oſten ziehen. Jm Oſten auftauchende Ge
witter ſind außerordentlich ſelten und kommen nur am Tage
vor. Die erſten Gewitter werden als Wirbelgewitter, die
ſpäteren Wärmegewitter genannt. Die Wirbelgewitter treten
bei unruhigem, trübem Wetter auf, entwickeln ſich allmählich
mehr und mehr, kommen mit langer Front, die ſich oft
mehrere hundert Kilometer weit ausdehnt und werden von
einem Oſt- oder Südoſtwinde empfangen, der aber ſelten
ſtark iſt. Wärmegewitter dagegen verlangen ruhige Luft
und Sonnenſtrahlen. Sie brechen mit plötzlicher Heftigkeit
hervor, verſchwinden aber eben ſo raſch, während Wirbel
gewitter ſehr andauernd und zähe ſind. Die Entſtehung der
Gewitter wird durch den Druck und die Temperatur der Luft
bedingt. Bei hoher Lufttemperatur und ſtarkem atmoſphäri-
ſchem Druck ballen ſich die Gewitterwolken ſehr leicht zu
ſammen. Es iſt falſch, wenn man behauptet, daß all zu
große Hitze ein Gewitter hervorruft. Die meiſten Gewitter
kommen im Monat Juli vor und zwar in den Nachmittags-
ſtunden zwiſchen zwei und vier Uhr. Die Morgenſtunden von
ſechs bis acht Uhr weiſen die wenigſten Gewitter auf. Das
Binnenland hat wenig Nachtgewitter, dagegen werden die
Küſtenlandſchaften beſonders im Juli, ſehr häufig, davon
heimgeſucht. Es gibt beſonders Gegenden, die in der ganzen
Welt als Gewitterherde bezeichnet werden. Die größre Ge
wittergegend iſt die ſumpfige Niederung zwiſchen dem Starn
berger- und Chiemſee. An ihnen gibt es faſt täglich lokale Ge-
witter, die die größte Mühe haben, über den See hinüber zu
kommen. Ein anderer berüchtigter Gewitterherd iſt der
Baſeler-Jura, das Solothurner Gebiet, aber auch das obere
Ende des Züricher Sees. Ferner Appenzell und St. Gallen.
Es iſt ein weit verbreiteter Jrrtum, daß Gewitter die Luft
abkühlen. Die Abkühlung der Luft erfolgt lediglich durch die
kältere Luftſtrömung der dem Gewitter entgegen tretenden
Winde. Ebenſo durch den bei Gewitter meiſt niedergehenden
Regen. Auch eine übergroße Furcht vor dem Gewitter iſt
nicht angebracht, da die ſogenannten Schläge nur einen ganz
kleinen Prozentſatz ausmachen. Jmmerhin ſoll ſich niemand
leichtſinnig in Gefahr begeben und die notwendige Vorſicht
walten laſſen.

Ein Mißverſtändnis.
Der Joſeph Gänſeſchmalz erſcheint vor Gericht in einem

fürchterlichen Aufzuge: Viel zu langen Hoſen, viel zu weitem
Rock uſw. Der Richter fragt ihn, wie er ſo vor Gericht
erſcheinen könne. „Aber entſchuldigen Se“, ruft Gänſeſchmalz,
„Se haben mir doch ausdrücklich geſchrieben, ich ſoll er-
ſcheinen „Jn Sachen meines Vaters.“
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